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Jetzt sind wir dran
Solidarisch für höhere Löhne in kirchlichen  
und öffentlichen Betrieben 
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rückhaltung zu der Frage auf, wer die Kosten der ge-
genwärtigen Wirtschaftskrise tragen soll. Es stimmt 
nachdenklich, wenn Diakoniepräsident Ulrich Lilie in 
seinem Blog »Auf ein Wort« im Juni zwar das Konjunk-
turpaket der Bundesregierung als Beleg für die Gestal-
tungskraft unserer Demokratie hervorhebt, gleichzeitig 
aber »vergisst«, für die Einrichtungen seiner Diakonie 
auskömmliche Personalstandards und gute Bezahlung 
zu fordern. Diakonie und Caritas werden nahezu aus-
schließlich aus Sozialversicherungsbeiträgen und staat-
lichen Steuern finanziert. Ihre Arbeit, die zu etwa 80 
Prozent von Frauen geleistet wird, trägt wesentlich 
dazu bei, dass die Infrastruktur des bundesdeutschen 
Sozial- und Gesundheitswesens gut funktioniert.

Die Beschäftigten im Gesundheits- und Sozialwesen 
wurden gebraucht, sie wurden beklatscht, aber weiter 
geht es so bestimmt nicht. Das machten 12.500 Foto-
Demonstrantinnen und -demonstranten Ende Septem-
ber bei der Gesundheitsministerkonferenz in Berlin 
deutlich. Beschäftigte im Gesundheits- und Sozialwesen 
verdienen Aufwertung und Entlastung. Warme Worte 
und Dienstgemeinschaftsgerede waren gestern. Kämp-
fe um höhere Löhne und gute Arbeit sind auch in 
Zeiten von Corona möglich und notwendig, wie nicht 
zuletzt die Tarifbewegung im öffentlichen Dienst be-
weist. Viele Beschäftigte in Diakonie, Caritas und ver-
fasster Kirche begleiteten sie und zeigten sich mit viel-
fältigen Aktivitäten solidarisch. Das war ein wichtiges 
Signal. Denn ganz unabhängig von der Trägerschaft 
geben wir weiterhin gemeinsam für bessere Bezahlung, 
gute Arbeit, mehr Demokratie in den Betrieben,  
Respekt und Anerkennung keine Ruhe.

Eure Kirchen.info Redaktion

Liebe Leserin, lieber Leser, 

am 25. Oktober haben sich ver.di und die Arbeitgeber 
nach schwierigen Verhandlungen und mehreren Wo-
chen Warnstreiks für die Beschäftigten von Bund und 
Kommunen auf ein Tarifergebnis geeinigt. Eine Tarif-
runde von hoher Bedeutung im Pandemiejahr 2020. 
Rund 2,3 Millionen Beschäftigte sind direkt betroffen, 
ebenso profitieren weitere hunderttausende Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer indirekt von den Verhand-
lungsergebnissen, weil der Tarifvertrag des öffentlichen 
Dienstes auch bei ihnen Anwendung findet, wie bei-
spielsweise in einigen kommerziellen Krankenhäusern 
oder Einrichtungen der Behindertenhilfe. Auch kirch-
liche Arbeitsvertragsrichtlinien spiegeln die Ergebnisse 
des öffentlichen Dienstes regelmäßig wider, zum Bei-
spiel für die knapp 700.000 Arbeitsverhältnisse in der 
Caritas.

Eines eint alle Beschäftigten der Daseinsvorsorge 
unabhängig von der Trägerschaft: Die Bedeutung der 
sogenannten systemrelevanten Tätigkeiten in unserer 
Gesellschaft kann niemand mehr leugnen. Die Bedeu-
tung eines gemeinwohlorientierten Gesundheitswesens 
ist für die Pandemiebewältigung in den Vordergrund 
gerückt. Aber auch die Kindertagesbetreuung, die Ju-
gendhilfe, die Altenpflege und viele andere Bereiche, 
auch außerhalb des Gesundheits- und Sozialwesens, 
stehen plötzlich im Rampenlicht.

Innerhalb kürzester Zeit sind richtigerweise Mil- 
liardensummen zur Krisenbewältigung zur Verfügung 
gestellt worden. Über die Zielgenauigkeit und ihre 
Wirksamkeit lässt sich streiten. Klar ist aber mittlerweile 
auch, gestritten werden muss in unserem Gemein- 
wesen über die Bewältigung der Folgekosten. Und die 
dürfen nicht wie bisher den Millionen Menschen, die 
diesen »Laden am Laufen halten« aufgebürdet werden. 
ver.di fordert deshalb einen sozialen-ökologischen 
Umbau, der sich an gesellschaftlichen Bedarfen statt an 
Profitmaximierung orientiert, zu mehr Verteilungsge-
rechtigkeit führt und zu dessen Finanzierung hohe Ver-
mögen beitragen müssen.

Allerdings lassen einige Stimmen kirchlicher Arbeit-
geber aufhorchen. Sie beziehen sich auf stark belastete 
öffentliche Kassen, halten die gewerkschaftlichen For-
derungen für überzogen. In Veröffentlichungen der 
beiden großen christlichen Wohlfahrtsverbände, unter 
deren Dach immerhin rund 1,3 Millionen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer beschäftigt sind, fällt Zu-

Wir zahlen nicht für die Krise
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Situation nicht wehrlos sind. Das hat gewirkt. Das 
Ende Oktober erzielte Tarifergebnis ist unter den Be-
dingungen der Pandemie ein respektabler Abschluss.

TVöD wirkt auch für 
kirchliche Betriebe 

Der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) ist 
der Leit- oder Referenztarif für viele Bereiche, insbeson-
dere im Bereich der Daseinsvorsorge. Im öffentlichen 
Dienst selbst betrifft das rund 2,3 Millionen Beschäf-
tigte. Doch auch für die rund 1,8 Millionen Beschäf-
tigten bei den beiden großen christlichen Kirchen sowie 
ihren Wohlfahrtsverbänden Diakonie und Caritas spielt 
das Ergebnis eine große Rolle. Auf welche Weise der 

In der Corona-Pandemie stehen die Alltagsheld*in-
nen im Mittelpunkt. Und wie viele stille Held*innen 
sind nicht zu sehen? Tag für Tag bewiesen und be-
weisen die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
und in weiteren Einrichtungen der Daseinsvorsorge, 
wie wertvoll sie mit ihrem Beitrag für das gesell-
schaftliche Leben sind. Sie leisten alle zusammen 
Tag für Tag mit starkem Engagement Großartiges 
für das Gemeinwesen in unserem Land. Dafür er-
hielten sie Applaus. Doch die Arbeitgeber wollten 
in der Tarifrunde des öffentlichen Dienstes plötzlich 
davon nichts mehr wissen. Sie zwangen den Be-
schäftigten einen Tarifkonflikt auf. Deren Antwort 
war beeindruckend: Viele tausend Kolleginnen und 
Kollegen haben mit Entschlossenheit, phantasievollen 
Aktionen und Streiks gezeigt, dass sie auch in dieser 

Tarifrunde öffentlicher Dienst 2020

Jetzt seid ihr dran

Das Tarifergebnis im öffentlichen Dienst beinhaltet unter anderem: 

Erhöhung der Tabellenentgelte

	 ab 1. April 2021 um 1,4 Prozent, mindestens aber 50 Euro 
	 ab 1. April 2022 um 1,8 Prozent
	 Laufzeit bis 31. Dezember 2022.

Corona-Prämie

	 600 Euro für die Entgeltgruppen 1 bis 8, also P 5 bis P 8 und S 2 bis S 8b 
	 400 Euro für die Entgeltgruppen 9 bis 12, also P 9 bis P 16 und S 9 bis S 18
	 300 Euro für die Entgeltgruppen 13 bis 15
	 Keine Verrechnung mit anderen Prämien

Auszubildende und Praktikant*innen

	 Die Ausbildungsvergütung steigt ab 1. April 2021 und 2022 um jeweils 25 Euro 
	 Corona-Prämie für 2020 von 225 Euro in den Kommunen und 200 Euro beim Bund
	 Verlängerung der Regelung zur Übernahme
	 Einstieg in die Tarifierung der praxisintegrierten Studiengänge

Pflege und Gesundheit

	 Monatliche Pflegezulage von 70 Euro ab März 2021 und ab März 2022 nochmals 50 Euro mehr. Die Zulage 
erhöht sich ab Januar 2023 entsprechend der allgemeinen Entgelterhöhung. Sie gilt für Fach- und Hilfskräfte, 
auch in der Altenpflege, sowie für Hebammen, OTA und ATA im Geltungsbereich der P-Tabelle.

	 Zulage im Bereich Intensivmedizin steigt ab März 2021 von 46,02 auf 100 Euro, die Wechselschichtzulage von 
105 auf 155 Euro, sonst auf 0,93 Euro pro Stunde 

	 Weitere Zulage für Beschäftigte in den Entgeltgruppen P 5 bis P 16 von 25 Euro West und 35 Euro Ost 
(ab 2025 einheitlich 25 Euro) 

	 Der Samstagszuschlag wird für Krankenhäuser, in der Alten- und der Behindertenhilfe auf 20 Prozent erhöht.

Arbeitszeit Ost

	 Ab Januar 2022 und Januar 2023 sinkt die Arbeitszeit der Beschäftigten im Osten um jeweils eine halbe Stunde 
und liegt ab 2023 mit 39 Stunden auf Westniveau. 

	 In den Krankenhäusern sinkt die Arbeitszeit in drei Schritten und erreicht 2025 mit 38,5 Stunden Westniveau.
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getan, und nicht nur das: Sie beschloss analog zu den 
ver.di-Forderungen im öffentlichen Dienst ihre eigenen 
Forderungen für die kircheninterne Entgeltrunde. 
Beides sind wichtige Signale, denn sie symbolisieren 
den Schulterschluss zwischen den insgesamt mehreren 
Millionen Beschäftigten im öffentlichen Dienst und bei 
der Caritas. Richtig so! Denn gemeinsam können die 
Kolleginnen und Kollegen mehr Druck machen für eine 
funktionierende öffentliche Daseinsvorsorge und die 
Aufwertung der Berufe im Gesundheits- und Sozialwe-
sen. Aktuelle Flugblätter und weitere Informationen zur 
Beteiligung von kirchlichen Betrieben im Rahmen der 
Tarifrunde gibt es hier: https://gesundheit-soziales.verdi.
de/themen/kirchen-und-arbeitsrecht 

TVöD wirkt, ist unterschiedlich. Im Bereich der ver-
fassten Kirche wirken die im öffentlichen Dienst ausge-
handelten Ergebnisse weit überwiegend unmittelbar 
über eine Tarifautomatik oder werden per Beschluss 
nachvollzogen. Bei der Caritas werden in der Regel die 
Forderungen der Gewerkschaften im öffentlichen 
Dienst von der Arbeitnehmerseite gegenüber den eige-
nen Arbeitgebern nachvollzogen, ebenso weitgehend 
die Ergebnisse in den Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR). 
Ein anderes Bild zeichnet sich für die vielen verschie-
denen AVR der Diakonischen Werke. Seit den 1990er 
Jahren wird hier der Tarifvertrag des öffentlichen 
Dienstes bewusst nicht mehr nachvollzogen, sondern 
differenziert, je nach Diakonischem Werk, abgesenkt 
oder es werden Lohnspreizungen zu Gunsten einiger 
Gruppen auf Kosten anderer vorgenommen. Dennoch 
hat die Lohnentwicklung auch in den diakonischen AVR 
mittelbare Auswirkungen. Der TVöD wird bei den Ent-
geltverhandlungen auf kirchlichem Weg mindestens als 
Orientierung herangezogen, damit die Arbeitgeber im 
Wettbewerb um Fachkräfte konkurrieren können. 
Zudem sind auch im Bereich der Diakonie einige Be-
reiche vorhanden, die unmittelbar an den TVöD gekop-
pelt sind. So ermöglicht eine Tarifautomatik in den AVR 
der Diakonie Württemberg es den Kolleg*innen zum 
Beispiel, sich durch Partizipationsstreiks an den Tarifrun-
den aktiv zu beteiligen. 

Wir halten zusammen

Auf Grund der großen Bedeutung der Tarifergebnisse 
im Bereich des TVöD haben Arbeitnehmervertreter*in-
nen aus verschiedenen kirchlichen Bereichen für Solida-
ritätsaktionen mobilisiert. Sie riefen dazu auf, sich mit 
den Streikenden im öffentlichen Dienst aktiv zu solidari-
sieren und auch eigene Wege zu nutzen, um ver.di in 
der aktuellen Tarifrunde zu unterstützen. Das hat zum 
Beispiel die Arbeitnehmerseite der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverbands (ak.mas) 

»Als Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtlichen Kommission der 
Caritas haben wir uns schon immer am Tarifrecht des öffent-
lichen Dienstes orientiert. In dieser sehr schwierigen Tarifrun-
de suchen wir ganz klar den Schulterschluss mit ver.di und un-
seren Kolleginnen und Kollegen im öffentlichen Dienst. Dass 
einzelne Berufsgruppen nun Corona-Prämien bekommen, ist 
schön und gut. Aber wir brauchen eine dauerhaft bessere Be-
zahlung im gesamten Sozial- und Gesundheitswesen. Dafür 
treten wir gemeinsam ein. Was wir bei der Caritas erreichen, 
hängt stark vom Tarifergebnis bei Bund und Kommunen ab. 
Deshalb rufe ich alle Beschäftigten der Caritas auf, sich solida-
risch zu zeigen und ihre Kolleg*innen im öffentlichen Dienst 
tatkräftig zu unterstützen.«

Thomas Rühl,  
Sprecher der Mit- 
arbeiterseite der  
Arbeitsrechtlichen  
Kommission des  
Deutschen Caritas- 
verbandes am 
29.10.2020
Foto: privat

Betriebsgruppe Diakonie Stetten in Winnenden 
Foto: Dany Wörn

Auszubildende bei der aktiven Mittagspause vor 
dem medbo Regensburg                            Foto: ver.di
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Mitarbeitervertretungen des Erzbistums Berlin (Vorpommern, Brandenburg und Berlin) demonstrieren 
ihre Solidarität mit ver.di                                                                                                       Foto: Stephan Kliem

ver.di-Betriebsgruppe Diakonie Stetten e.V.: 

Solidarität mit Streikenden im öffentlichen Dienst

Streikende Kolleg*innen der diakonischen Stiftung Jugendhilfe aktiv gemeinsam mit den Kolleg*innen 
des städtischen Klinikums Esslingen am 1. Oktober                                                              Foto: Martin Auerbach 

verstehen. In der Diakonie Stetten gilt zwar nicht der 
TVöD unmittelbar, die geltenden Arbeitsvertragsricht- 
linien bilden jedoch nahezu zu hundert Prozent den 
TVöD ab, insofern ist die Tarifrunde im öffentlichen 
Dienst auch ihre Tarifrunde. Die Kolleginnen und Kolle-
gen lehnen unterschiedliche Tarife in der Sozialen Ar-
beit grundsätzlich ab, da sie der Überzeugung sind, 
dass Lohnkonkurrenz dem Wert ihrer Arbeit schadet. 
Von daher unterstützen sie das gemeinsame Ziel von 
ver.di und der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeiter- 
vertretungen der Diakonie Württemberg, den TVöD  
als Tarifvertrag auch für die Diakonie durchzusetzen.

Die ver.di-Betriebsgruppe der Diakonie Stetten e.V. hat 
sich solidarisch an der Kundgebung zum Streiktag von 
Kliniken im ver.di-Bezirk Stuttgart im Rahmen der aktu-
ellen Tarifrunde beteiligt. Ausgestattet mit »WIR! sind 
Diakonie«-Fahnen bildete sie eine gut sichtbare Gruppe 
unter den 300 Demonstrierenden. In einer Solidaritäts-
bekundung überbrachten die Kolleginnen und Kollegen 
der Betriebsgruppe zum Ausdruck, dass sie als ver.di-
Kolleg*innen der Diakonie Stetten die Forderungen der 
Krankenhausbeschäftigten nach besseren Arbeitsbedin-
gungen unterstützen und dass sie zudem deshalb dabei 
sind, weil sie sich als Teil der Tarifauseinandersetzung 
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Streikende Beschäftigte der Stiftung Jugendhilfe aktiv in Ess-
lingen am 30.9. (Foto: Martin Auerbach) 
Streiktag Crailsheim Samariterstiftung Obersontheim DIAK 
Schwäbisch Hal (Foto: ver.di)  
Streik EVA Suttgart e.V. am 20.10. (Foto: Frauke Reinert)
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Mitarbeiterseite der Zentral-KODA: 

Solidaritätserklärung mit Gewerkschaften

demie systemrelevanten Berufe im öffentlichen Dienst, 
bei der katholischen Kirche und bei der Caritas Aner-
kennung und Wertschätzung erfahren. 

Thomas Schwendele,  
Sprecher der Mitarbeiterseite der Zentral-KODA

Die Zentral-KODA regelt Arbeitsrecht für die mehr 
als 750 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der 
katholischen Kirche und ihrer Caritas. Deren Tarife 
orientieren sich, insbesondere auch aus Refinanzie-
rungsgründen, an den Tarifverträgen des öffentlichen 
Dienstes.

Die Mitarbeiterseite der Zentralen Kommission zur Ord-
nung des Arbeitsvertragsrechts im kirchlichen Dienst 
(Zentral-KODA) erklärt sich solidarisch mit ver.di, dem 
dbb beamtenbund und tarifunion sowie der GEW und 
unterstützt die gewerkschaftlichen Ziele der Tarifrunde 
2020: 4,8 Prozent Gehaltserhöhung, mindestens jedoch 
150 Euro mehr pro Monat, 100 Euro Erhöhung der 
Ausbildungsvergütung und die Angleichung der Ar-
beitszeit Ost an West sind absolut berechtigte Forde-
rungen. Im Interesse der Beschäftigten der katholischen 
Kirche verlangt die Mitarbeiterseite der Zentral-KODA, 
dass durch diesen Tarifabschluss die in der Corona-Epi-

Mitarbeitervertretungen des Caritasverbands für den Landkreis Rastatt am 22.10.2020        Fotos:Andrea Grass

Streikende Beschäftigte des Krankenhauses Merheim in Köln am 30.9.2020                                   Foto: ver.di
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Anders als beim Pflegemindestlohn sieht das Ver-
handlungsergebnis von Anfang an in Ost- und West-
deutschland die gleiche Bezahlung vor. Nicht durch-
setzbar ist hingegen die Einbeziehung von 
Beschäftigten über den Geltungsbereich der aktuell 
geltenden Pflegemindestlohnverordnung hinaus. Das ist 
ein großer Wermutstropfen, da z.B. Beschäftigte in 
Technik, Reinigung und anderen Bereichen ebenfalls 
unerlässlich sind.

Auswirkungen auf bestehende Tarifregelungen
Bessere Regelungen in Tarifverträgen oder nach ange-
wendeten Arbeitsvertragsrichtlinien bleiben bestehen. 
Gibt es dennoch Regelungen, die unter den dann er-
streckten Mindestbedingungen liegen, dürfen diese 
nicht mehr umgesetzt werden, sondern es sind die er-
streckten Mindestbedingungen umzusetzen. 

Nächste Schritte
Das Verfahren gemäß AEntG sieht vor, dass die kirch-
lichen Arbeitsrechtskommissionen zum vorläufigen Ver-
handlungsergebnis Stellung nehmen. Das sind konkret 
die Arbeitsrechtlichen Kommissionen der Diakonie 
Deutschland sowie des Deutschen Caritasverbands. 
Wenn die Stellungnahme der beiden Kommissionen er-
folgt ist, liegen die Voraussetzungen dafür vor, dass die 
Tarifparteien ver.di und BVAP einen gemeinsamen An-
trag an das BMAS stellen, dass der Tarifvertrag er-
streckt wird. Dann ist die Politik gefordert, die notwen-
dige Rechtsverordnung auf den Weg zu bringen, damit 
die Mindestbedingungen auf Grundlage des Tarifver-
trags möglichst bald wirksam werden und die Verbes-
serungen bei den Beschäftigten in der Altenhilfe an-
kommen. 

Tarifvertrag für Auszubildende
Zusätzlich konnte ein Tarifvertrag für Pflegeauszubil-
dende verhandelt werden. Er gilt nur für die tarifgebun-
denen BVAP-Mitglieder und kann nicht auf die gesamte 
Branche erstreckt werden. Seine Laufzeit startet am  
1. Januar 2021 und endet am 31. Dezember 2022. Die 
wesentlichen Regelungen enthalten 28 Tage Erholungs-
urlaub und falls es keine bestehende Regelung gibt, 
eine Jahressonderzahlung, die wie für die Beschäftigten 
im Ausbildungsbetrieb gezahlt wird oder 60 Prozent 
einer Ausbildungsvergütung beträgt, falls es keine  
Regelung gibt. Außerdem regelt der Tarifvertrag eine 
bezahlte Freistellung im Umfang von 5 Tagen zur Prü-
fungsvorbereitung. Insgesamt gilt auch hier, dass besse-
re Regelungen aus anderen bestehenden Regelungen 
unberührt bleiben. 

Mindestbedingungen in der Altenhilfe: 

Tarifergebnis zwischen ver.di und BVAP

Am 16. September ist ver.di ein wichtiger Meilenstein 
auf dem Weg zu fairen Lohnbedingungen in der ambu-
lanten, teilstationären und stationären Alten- und Kran-
kenpflege gelungen: ver.di einigte sich mit der Bundes-
vereinigung der Arbeitgeber in der Pflege (BVAP) auf 
ein vorläufiges Verhandlungsergebnis, das die Grund-
lage für eine Erstreckung von Mindestbedingungen in 
der gesamten Branche bilden soll. 

Stopp für den Wettbewerb über die Löhne
Ziel von ver.di und BVAP ist es, Mindestentgeltsätze 
und weitere Mindestbedingungen in einem Tarifvertrag 
zu regeln, der im Anschluss per Rechtsverordnung 
durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) auf die gesamte Branche erstreckt wird. Die 
rechtliche Grundlage dafür bietet das Arbeitnehmerent-
sendegesetz (AEntG). Es handelt sich nicht um eine All-
gemeinverbindlichkeitserklärung nach Tarifvertragsge-
setz. Die dann geltenden Mindestbedingungen gelten 
trägerübergreifend überall in kommunalen, kommerzi-
ellen und auch konfessionellen Pflegeeinrichtungen. 
Am meisten werden davon Kolleginnen und Kollegen 
in kommerziellen Einrichtungen profitieren, auf deren 
Kosten seit vielen Jahren die Arbeitgeber Gewinne er-
wirtschaften, indem sie ihre Löhne drücken. Der Ge-
setzgeber formuliert im AEntG den Zweck dieser Rege-
lung so, dass sie dazu dient »[�] insbesondere einem 
Verdrängungswettbewerb über die Lohnkosten entge-
genzuwirken« (vgl. § 7a AEntG). Allerdings ist davon 
auszugehen, dass insbesondere im Bereich der Pflege-
helferinnen und -helfer auch in einigen kirchlichen Ein-
richtungen die Kolleginnen und Kollegen Verbesse-
rungen erwarten können.

Das vorläufige Verhandlungsergebnis
Der Tarifvertrag soll am 1. Juli 2021 in Kraft treten. Bis 
dahin ist ausreichend Zeit, alle vom AEntG vorgeschrie-
benen Voraussetzungen zu erfüllen. In drei Schritten 
würden dann die Mindestentgelte angehoben werden, 
so dass examinierte Altenpflegekräfte ab Januar 2023 
wenigstens 18,50 Euro pro Stunde erhalten. Bei einer 
39-Stunden-Woche ergebe das einen Bruttoverdienst 
von 3.137 Euro im Monat. Pflegehilfskräfte ohne Aus-
bildung erhalten demnach mindestens 14,15 Euro, mit 
ein- bis zweijähriger Ausbildung wenigstens 15 Euro 
pro Stunde. Dem Lohndumping insbesondere von kom-
merziellen Trägern wird so ein Riegel vorgeschoben. 
Außer den Stundenlöhnen haben sich ver.di und BVAP 
auch auf ein Urlaubsgeld von 500 Euro für Vollzeitbe-
schäftigte sowie einen Jahresurlaub von mindestens 28 
Tagen bei einer Fünftagewoche geeinigt. 
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ver.di fordert für die rund 800 Beschäftigten die 
gleiche Bezahlung wie anderswo bei der Caritas in Ba-
den-Württemberg. Dessen Arbeitsvertragsrichtlinien 
(AVR) bilden in weiten Teilen den Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst (TVöD) ab, wenn auch nicht voll-
ständig. Doch die Kolleginnen und Kollegen in den 20 
Pflegeeinrichtungen der LILA werden schon seit Jahren 
deutlich schlechter bezahlt. Grundlage dafür war eine 
Ausnahmegenehmigung des Bischofs, die Ende 2018 
auslief, woraufhin das Unternehmen in das weltliche 
Arbeitsrecht überführt wurde. Nachdem es auf dem 
kircheninternen »Dritten Weg« nicht weiterkam, wollte 
das LILA-Management mit ver.di in Tarifverhandlungen 
einsteigen. Irene Gölz, die den ver.di-Fachbereich Ge-
sundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen in Ba-
den-Württemberg leitet, erklärte dazu im Frühjahr 
2019: »Erst hat der Caritasverband es nicht hinbekom-

Eigentlich wollte das Kirchen.info die bevorstehende 
Einigung auf einen Tarifvertrag bei der Liebenau Leben 
im Alter gGmbH (LiLA) vermelden. Doch kurz vor 
Drucklegung – und nach über einem Jahr Verhand-
lungen – machte das zur Caritas-Stiftung Liebenau ge-
hörende Unternehmen plötzlich einen Salto rückwärts. 
Per Pressemitteilung brach die Stiftung Liebenau die 
Gespräche am 2. November ab – ein Tag vor der näch-
sten geplanten Verhandlungsrunde. »Der Arbeitgeber 
hält sich nicht an bereits getroffene Zusagen, stellt auf 
einmal neue Forderungen und bricht die Verhand-
lungen ab, noch bevor die ver.di-Tarifkommission da-
rauf reagiert hat«, fasst die ver.di-Verhandlungsführerin 
Yvonne Baumann die Entwicklungen zusammen. 
»Dieses Verhalten ist höchst unprofessionell und lässt 
die Vermutung aufkommen, dass die Stiftung Liebenau 
kein wirkliches Interesse an einem Tarifvertrag hat.«

Tarifverhandlungen bei der Caritas-Stiftung Liebenau in Baden-Württemberg: 

Salto rückwärts auf der Zielgeraden

Öffentliche Übergabe von 3.857 Unterschriften am 14. Juli 2020 für einen Tarifvertrag bei der Liebenau 
Leben im Alter gGmbH                                                                                 Fotos Seiten 10 und 11: Joachim Röttgers                                                                        

Ab 1.1.2021 Ab 1.9.2021 Ab 1.1.2022

1. Ausbildungsjahr 1.100 Euro 1.175 Euro 1.250 Euro

2. Ausbildungsjahr 1.150 Euro 1.225 Euro 1.300 Euro

3. Ausbildungsjahr 1.250 Euro 1.325 Euro 1.400 Euro

Die Ausbildungsvergütungen gliedern sich folgendermaßen: 
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men, die Einkommens- und Arbeitsverhältnisse bei der 
Liebenau zu regeln. Dann sind damit auch die Diözese 
und der Bischof gescheitert. Und jetzt wird das Pro-
blem den Beschäftigten und ihrer Gewerkschaft zuge-
schoben.« Dennoch sei ver.di bereit, Tarifverhand-
lungen aufzunehmen – nicht aber dazu, die 
Beschäftigten per Tarifvertrag schlechter zu stellen. 

Genau das ist aber nun eine der Bedingungen, die 
der Arbeitgeber für einen Tarifabschluss stellt: Die vie-
len individuellen Zulagen, die er in den vergangenen 
Jahren gewährte, um Arbeitskräfte zu gewinnen oder 
zu halten, sollen mit dem Tarifvertrag abgeschafft wer-
den. »Wir haben immer klar gemacht, dass das für uns 
nicht in Frage kommt. Tarifverträge sind dafür da, die 
Arbeitsbedingungen zu verbessern, nicht umgekehrt«, 
betont Baumann. Die ebenfalls erst ganz zuletzt aufge-
tauchte Forderung nach einer Ausgestaltung tariflicher 
Arbeitszeitkonten weist ver.di ebenso zurück. »Die Lie-
benau möchte im Haustarifvertrag die Möglichkeit von 
jeweils bis zu 200 Plus- und Minusstunden festschrei-
ben. Auch das wäre gegenüber dem Status Quo eine 
Verschlechterung und würde bedeuten, dass die Be-
schäftigten quasi permanent zur Verfügung stehen 
müssten – das ist mit uns nicht zu machen.«

Noch Ende September hatte es nach einem Spitzen-
gespräch so ausgesehen, als stünde die Tarifvereinba-
rung kurz bevor. Die ver.di-Forderung nach gleichem 
Lohn für gleiche Arbeit bei der Caritas sollte damit ver-
wirklicht werden, wodurch einige Beschäftigte auf 
einen Schlag mehrere hundert Euro monatlich mehr be-
kommen würden. Womöglich habe der Arbeitgeber 
nach dieser Grundsatzeinigung nochmal durchgerech-
net, welche finanziellen Folgen diese hätte, vermutet 
Baumann. »Anders kann ich mir nicht erklären, warum 
die Einigung auf der Zielgeraden noch einmal torpe-
diert wird. ver.di und die Beschäftigten jedenfalls waren 
zu vielen Kompromissen bereit. Aber wir lassen uns 
auch nicht hinters Licht führen.«

Laut Pressemitteilung strebt die Stiftung Liebenau 
nun »einen Einstieg in den Dritten Weg, das heißt das 
kirchliche Arbeitsrecht, für das Unternehmen an«. Bau-
mann verweist darauf, dass die Festlegung der Löhne 

und Arbeitsbedingungen auch in der Arbeitsrechtlichen 
Kommission der Caritas schon einmal gescheitert ist. 
»Offenbar soll das jahrelange Zeitspiel noch weiter 
gehen. Doch die Geduld der Kolleginnen und Kollegen 
ist zu Ende, sie wollen endlich bessere Arbeitsbedin-
gungen und eine angemessene Bezahlung«, sagt Bau-
mann. 

Womöglich spekuliere die LILA-Spitze darauf, dass 
die Beschäftigten aufgrund der Corona-Pandemie nicht 
für ihre Interessen einstehen könnten. »Wir haben in 
der Tarifrunde des öffentlichen Dienstes gezeigt, dass 
wir sehr verantwortungsvoll auch in dieser Situation für 
Beschäftigteninteressen streiten können. Der Stiftungs-
vorstand sollte nicht glauben, dass das nicht auch bei 
der Liebenau möglich ist«, warnt Baumann. Die Organi-
sationsmacht der Gewerkschaft hat im Zuge der Ausei-
nandersetzung jedenfalls zugenommen. Waren zu Be-
ginn nur wenige Beschäftigte in ver.di organisiert, sind 
es inzwischen gut 240. Eine deutliche Mehrheit der Be-
legschaft stellte sich in einer Petition hinter die Gewerk-
schaftsforderungen. »Wenn der Arbeitgeber bei seiner 
Haltung bleibt, sind Aktionen wahrscheinlich. Wir sind 
uns sicher, dass wir dabei auch auf die Solidarität der 
Bevölkerung, von anderen Gewerkschaftern und aus 
der Politik rechnen können.«

Daniel Behruzi
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eines Entgeltrahmens. Ein Rahmen, der bei näherer  
Betrachtung nur als völlig unzureichend zu bewerten 
war. Dieser liegt nämlich etwa 15 Prozent unterhalb  
des TVöD-Niveaus.

Nicht verhandlungsfähig
Verständlich war deshalb die klare Positionierung der 
ver.di-Tarifkommission: »Dieses »Angebot« ist nicht ver-
handlungsfähig.« Verständlich ist dies vor allem auch 
deshalb, weil weitere Themen immer noch nicht mit 
der Arbeitgeberseite abschließend verhandelt sind. 
Dazu gehören so wichtige Bereiche wie der Umfang 
des Erholungsurlaubs, der Krankengeldzuschuss oder 
die Altersvorsorge.

Zu Recht also eine herbe Enttäuschung für die be-
troffenen Kolleginnen und Kollegen in der Altenhilfe 
der Diakonie Hessen. Nicht nur in Hessen warten die 
Beschäftigten in der Altenhilfe auf eine erhebliche Ver-
besserung ihrer Löhne und Arbeitsbedingungen. Die 
warmen Worte, die landauf landab auch von den Dia-
konie-Chefs gegenüber den arbeitenden Menschen in 
der Altenpflege in Sonntagsreden formuliert werden, 
kann dort niemand mehr hören. Wertschätzung muss 
sich in konkretem Handeln ausdrücken. 

Gemeinsame Sache für die Altenpflege
Die Erwartung der ver.di-Tarifkommission kann nicht 
missverstanden werden: Ein verhandlungsfähiges Ange-
bot, das den Beschäftigten und ihrer schweren Arbeit 
gerecht wird, muss auf den Tisch. Bis zum 30. Novem-
ber 2020 haben die Arbeitgeber Gelegenheit darüber 
nachzudenken, wie sich Wertschätzung, Würde und 
Respekt in der Altenpflege mit einem guten Tarifvertrag 
ausdrücken lässt.

Für die betroffenen Beschäftigten aber bedeutet 
dies, das Nachdenken der Arbeitgeber mit kräftigen 
Aktionen zu befördern. Die Arbeitgeber täten gut 
daran, einen Tarifvertrag mit ver.di abzuschließen, der 
Signalwirkung für die Altenpflege in Hessen und darü-
ber hinaus haben kann. Es würde zeigen, dass sie die 
Zeichen der Zeit begriffen haben und mit ver.di ge-
meinsam die notwendigen Schritte für eine faire Bezah-
lung und gute Arbeitsbedingungen in der Altenhilfe 
gehen. ver.di kämpft bereits dafür.  
#GemeinsameSache Mehr Informationen dazu unter  
www.gemeinsamesache.verdi.de

Seit nunmehr sieben Verhandlungsrunden zwischen 
ver.di und dem Dienstgeberverband der Diakonischen 
Altenhilfe Hessen kämpfen die betroffenen Arbeit-
nehmer*innen weiterhin um einen Tarifvertrag. Vor 
einem Jahr starteten die Verhandlungen mit dem  
neu gegründeten diakonischen Altenpflegeverband  
in Hessen. Der Beginn war holprig, aber die ver.di-
Kolleg*innen waren guter Dinge, endlich Verbesse-
rungen für ihre Arbeit durchsetzen zu können.

Eine herbe Enttäuschung brachte der durch die  
Arbeitgeberseite als hochwertig gepriesene Entwurf 

Diakonie Hessen: 

Tarifverhandlungen für die Altenpflege  
an kritischem Punkt

Der tarifpolitische Ausschuss von ver.di für  
die Diakonie Hessen zeigt sich solidarisch mit  
den Kolleginnen und Kollegen der Altenhilfe
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gannen schließlich Verhandlungen mit ver.di, wofür 
nach Einschätzung des Gewerkschaftssekretärs Thilo 
Jahn mehrere Faktoren ausschlaggebend waren. »Zum 
einen fordert die Diakonie Niedersachsen die Tariftreue 
der diakonischen Einrichtungen im Land ein. Zum ande-
ren dürfte auch die Arbeitsmarktlage eine Rolle gespielt 
haben, bei der sich Pflegekräfte ihren Arbeitgeber zum 
Teil aussuchen können.« Voraussetzung für erfolgreiche 
Tarifverhandlungen war allerdings auch das Engage-
ment der betroffenen Beschäftigten. »Gleich zu Beginn 
haben sich etwa 20 Kolleginnen in ver.di organisiert 
und Einzelne sind auch aktiv geworden. Auf dieser 
Grundlage konnten wir ernsthaft über einen Tarifver-
trag verhandeln«, berichtet Jahn.

Die 2018 geschlossene Vereinbarung sah vor, dass 
die Löhne und Arbeitsbedingungen bis September 
2021 schrittweise auf das Niveau des Flächentarifver-
trags angehoben werden. Doch mit der Einigung be-
gann die Auseinandersetzung erst richtig. Denn die 
Pflegekassen wollten die erhöhten Personalausgaben in 
den von der Diakoniestation Burgdorf eigenständig ge-
führten Vergütungsverhandlungen partout nicht aner-
kennen. »Dabei stellen Gerichtsurteile klar, dass eine 
tarifliche Bezahlung als wirtschaftlich anerkannt wer-
den muss«, betont David Matrai, der bei ver.di in Nie-
dersachsen für das Gesundheits- und Sozialwesen zu-
ständig ist. »Es war daher ganz wichtig, diese 
Ansprüche gegenüber den Kostenträgern durchzuset-
zen. Sonst wären Tarifverhandlungen in der Altenpflege 
deutlich erschwert worden – und das in einem Mo-
ment, in dem alle Welt darüber redet, wie wichtig eine 
gute Bezahlung in der Pflege ist.«

Den von ver.di bei der Diakoniestation Burgdorf  
in Niedersachsen geschlossenen Tarifvertrag 
wollten die Pflegekassen lange nicht refinanzie-
ren. Das ist jetzt durchgesetzt.

Das beschauliche Burgdorf bei Hannover ist gemeinhin 
nur für seinen Spargel bekannt. Dort hat nun eine Aus-
einandersetzung stattgefunden, die für die Altenpflege 
weit über die Region hinaus von Bedeutung ist. Die 
rund 90 Beschäftigten der örtlichen Diakoniestation 
werden künftig nach dem Tarifvertrag der Diakonie 
Niedersachsen bezahlt – und profitieren davon mit 
deutlichen Gehaltssprüngen. Beachtenswert ist aller-
dings weniger der Konflikt mit dem Arbeitgeber, der 
seine Belegschaft lange Jahre unterhalb des Tarifniveaus 
entlohnte, sondern derjenige mit den Pflegekassen. 
Diese weigerten sich zunächst beharrlich, den Tarifver-
trag in den Vergütungsverhandlungen mit dem ambu-
lanten Pflegedienst zu berücksichtigen. Das änderte 
sich erst, nachdem die Beschäftigten, ver.di und der 
Träger öffentlichkeitswirksam Druck gemacht hatten. 
Herausgekommen ist ein Erfolg, der Tarifverhandlungen 
auch bei anderen Pflegediensten beflügeln könnte.

Während sich die Kirchen und ihre Wohlfahrtsver-
bände anderswo krampfhaft an den »Dritten Weg« kir-
cheninterner Lohnfindung klammern, sind bei der nie-
dersächsischen Diakonie Tarifverträge seit 2014 
Normalität. Dass der damals etablierte Flächentarif aus-
strahlt, zeigt das Beispiel der Diakoniestation Burgdorf. 
Wie viele andere ambulante Pflegedienste verweigerte 
sie lange Zeit die Übernahme des Tarifvertrags, die Ge-
hälter lagen 15 bis 20 Prozent darunter. Ende 2016 be-

Diakoniestation Burgdorf:

Kassen finanzieren Tarifgehälter
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sprünglich vereinbart ab September 2021, sondern be-
reits ab Juli 2020. Für die Beschäftigten bedeutet das 
erhebliche Verbesserungen. So steigen die Stundenlöh-
ne im Vergleich zu 2016 um bis zu vier Euro. Aufs Jahr 
gerechnet summiert sich das je nach Beruf und Erfah-
rungsstufe auf 5.400 bis 12.500 Euro – Jahressonder-
zahlung und andere tarifliche Leistungen nicht einge-
rechnet.

»Das ist ein großartiger Erfolg, der anderen die 
Richtung weist«, kommentiert ver.di-Sekretär Jahn und 
kündigt an, auch in den Diakoniestationen Hannover 
ein Tarifprojekt zu starten. »Wenn sich die Kolleginnen 
und Kollegen engagieren, können wir dort ebenfalls 
eine Angleichung an den Flächentarifvertrag durchset-
zen.« Anders als in Burgdorf ist die Refinanzierung 
durch die Kassen in der Landeshauptstadt nicht das 
Problem. »Die Diakoniestation Hannover bekommt be-
reits mehr Geld, dennoch liegt die Bezahlung rund 20 
Prozent unter dem Tarifvertrag«, berichtet Jahn. Er for-
dert, dass sich die Vergütung der Einrichtungen künftig 
nach den tatsächlich gezahlten Tariflöhnen richtet. »So 
kann eine angemessene Bezahlung in der Altenpflege 
erreicht und eine Zweckentfremdung von Versicherten-
beiträgen verhindert werden. Dafür sollten die politisch 
Verantwortlichen jetzt sorgen.«

Aus diesem Grund mischte sich ver.di in die Vergü-
tungsverhandlungen ein, »was sonst ja eigentlich nicht 
unsere Aufgabe ist«, so Matrai. Nachdem die Schieds-
stelle – die eingerichtet wird, wenn sich die Einrich-
tungen und Kostenträger nicht einigen können – die 
von der Diakoniestation veranschlagten Personalkosten 
trotz einer 700 Seiten starken Erläuterung als »nicht 
plausibel« zurückwies, startete die Gewerkschaft eine 
Kampagne.

In einem Schreiben an Niedersachsens Gesundheits-
ministerin kritisierte ver.di, man könne das Vorgehen 
der Pflegekassen »nur als gezielte Torpedierung tarif-
licher Arbeitsbedingungen in der Pflege interpretieren«. 
Im Dezember vergangenen Jahres wiesen rund 40 
Kolleg*innen mit einer Kundgebung vor der örtlichen 
AOK-Zentrale auf diesen Skandal hin. Auch während 
der Pandemie gingen die – fortan virtuellen – Proteste 
weiter. Hinzu kamen etliche Gespräche mit 
Vertreter*innen der Politik und der Kassenverbände. Als 
das Landessozialgericht am 28. Mai 2020 die Entschei-
dung der Schiedsstelle kassierte, waren die Pflegekas-
sen schließlich zu Gesprächen mit der Einrichtung und 
der Diakonie Niedersachsen bereit. Das Ergebnis: Die 
Diakoniestation Burgdorf bekommt mehr Geld, um den 
Diakonie-Tarif zu bezahlen – und zwar nicht wie ur-

Ordern beim KellnerVerlag
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Seit etwas mehr als 100 Jahren regeln Tarifverträge in 
Deutschland Lohn- und Arbeitsbedingungen. Sie wer-
den zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern ver-
handelt. Im Konfliktfall verleihen Gewerkschaften ihren 
Forderungen Nachdruck durch Arbeitskampf. Das galt 
bis zum Aufstieg der Nationalsozialisten in den 1930er 
Jahren auch für kirchliche Betriebe. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg setzten die Kirchen einen Sonderweg im Ar-

Pro und Contra: 

Lohn- und Arbeitsbedingungen regeln –  
ohne Tarifverträge?

beitsrecht durch, der bis heute noch für die Mehrheit 
der rund 1,8 Millionen Beschäftigten bei Diakonie, Cari-
tas und verfasster Kirche Anwendung findet, wenn-
gleich es dort zunehmend mehr Tarifverträge gibt. 
Beide Wege finden heute Anwendung im kirchlichen 
Bereich, aber was spricht für und was gegen den kirch-
lichen Sonderweg, Löhne und Arbeitsbedingungen zu 
regeln?

Pro Contra
Wer soll hier dagegen sein? Doch ging der lange 
Zank zwischen Gewerkschaften und Kirchen um die 
harten Arbeitskampfmittel auf dem Weg zum Tarif-
vertrag: Streik und Aussperrung. Ja, die Kirchen 
haben, vom Bundesarbeitsgericht bestätigt, das 
Recht, auf eigenem Weg zu Regelungen der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen zu kommen, durch kirchen-
gemäße Tarifverträge oder durch Beschlüsse Paritä-
tischer Kommissionen. Dabei müssen sie Gewerk-
schaften Mitwirkung ermöglichen. Wider Erwarten 
haben sich inzwischen die Arbeitsrechtsregelungen 
von Diakonie und Caritas in der stark umkämpften 
Sozialbranche erstaunlich marktrobust erwiesen. 
Weltliche Wohlfahrtsverbände sind häufig tarifunge-
bunden und bezahlen deutlich schlechter, ganz zu 
schweigen von privaten Anbietern, insbesondere in 
der Altenhilfe. Mit Hilfe des Bundesgesetzgebers fin-
den nun Kirchen- und Gewerkschaftsvertreter*innen 
sowie die Bundesvereinigung der Arbeitgeber in der 
Pflegebranche so zusammen, dass sie wohl im Früh-
jahr dem Bundesminister für Arbeit und Soziales 
einen Tarifvertrag Altenpflege zur allgemeinverbind-
lichen Erstreckung vorlegen können. Dann müssen 
auch die tarifungebundenen Anbieter nach Tarifver-
trag deutlich mehr bezahlen. Das ist erfolgreiche Ko-
operation von Zweitem und Drittem Weg für die 
Kolleg*innen.

Eine Studie der Hans-Böckler-Stiftung zeigt, dass 
Beschäftigte mit einem Tarifvertrag bessere Ar-
beitsbedingungen haben und deutlich besser ver-
dienen als Arbeitnehmer*innen in Unternehmen 
ohne Tarifvertrag. Wir haben in der Diakonie in 
Niedersachsen seit dem 19. September 2014 einen 
Tarifvertrag. Er ist ein verbindliches Regelwerk für 
die rund 39.000 Arbeitsverhältnisse. Wir diskutie-
ren und stellen Tarifforderungen gemeinsam auf. 
Somit sind die Beschäftigten von Beginn an in die 
Tarifverhandlungen eingebunden. Wir schaffen 
Transparenz. Das führt zu einer stärkeren Solidarität 
unter den Beschäftigten. Sie ist wichtig, denn wenn 
es in Verhandlungen nicht weitergeht, müssen sie 
ihren Forderungen gemeinsam Nachdruck verleihen 
können. Ein weiterer wesentlicher Vorteil des Tarif-
vertrags ist, dass er unmittelbar und zwingend gilt. 
Gewerkschaftsmitglieder können ihre Ansprüche 
einklagen. Der Arbeitgeber kann nicht davon ab-
weichen, wie es bei der Anwendung von AVR 
möglich ist. Selbst bei einer »Notlage« gibt es 
keine einseitige Gehaltskürzung, auch nicht unter 
Beteiligung der MAV. Das müsste unter den Tarif-
vertragsparteien verhandelt werden, das heißt die 
Beschäftigten können mitgestalten und ebenfalls 
Forderungen stellen (etwa Kündigungsschutz). Ein 
Tarifvertrag gibt den Mitarbeiter*innen somit hohe 
Sicherheit.

Thomas Schwendele,  
Sprecher der  
Mitarbeiterseite der  
Zentral-KODA 
(Kommission zur  
Ordnung des diözesanen  
Arbeitsvertragsrechts)
Foto: privat

Torsten Rathje, 
Mitglied der ver.di- 
Tarifkommission Diakonie 
Niedersachsen und 
Vorsitzender der Konzern-
Mitarbeitervertretung 
Agaplesion gAG
Foto: privat
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einbart wird. Im Frühdienst sollen sechs, im Spätdienst 
fünf und nachts zwei examinierte Pflegekräfte zur Ver-
fügung stehen. Bislang werden in der 32-Betten-Station 
in der Regel nur die unzureichenden Pflegepersonalun-
tergrenzen eingehalten, die für Früh- und Spätschicht 
jeweils drei, in der Nachtschicht zwei Pflegekräfte vor-
schreiben. »Sollten Schichten nicht regulär besetzt wer-
den können, fordern wir als Entlastungsausgleich für 
die betroffenen Mitarbeiter nach vier Diensten in unter-
besetzten Schichten einen bezahlten freien Regenerati-
onstag«, heißt es weiter. Damit orientiert sich die For-
derung an den zuletzt an Universitätskliniken in Hom- 
burg, Jena, Augsburg und Mainz geschlossenen Ent- 
lastungs-Tarifverträgen, die ebenfalls zusätzliche freie 
Tage bei länger andauernder Überlastung vorsehen. 

»Es war klar, dass man für eine solche Auseinander-
setzung eine starke Kraft im Rücken braucht«, betont 
der Mitarbeitervertreter und ver.di-Aktivist Rathje. 
»Deshalb ist das komplette Team in ver.di eingetreten. 
Die Gewerkschaft unterstützt und berät die Kolle-
ginnen und Kollegen.« Ebenfalls Unterstützung kommt 
von anderen Beschäftigten des Diakonieklinikums. 
»Viele haben gesagt: »Gut, dass endlich mal jemand 
etwas macht.« Das hat das Team natürlich gestärkt.« 
Auch sonst hat dessen Motivation in den vergangenen 
Wochen weiter zugenommen – auch wegen der Erfah-
rungen in der Corona-Pandemie, in der sich die Ar-
beitsbelastung wegen der reduzierten Belegung im 
Haus vorübergehend entspannte. »Das hat gezeigt, wie 
es auch sein kann. Inzwischen ist die Situation wieder 
so angespannt wie vorher. Das hat die Entschlossenheit 
noch einmal gesteigert«, sagt Rathje. 

Das Ultimatum brachte kurz vor Ablauf einen ersten 
Erfolg: Personalabteilung und Pflegedienstleitung 

Immer wieder hat das Team der unfallchirurgischen Sta-
tion 3 des Agaplesion Diakonieklinikums Rotenburg auf 
die Überlastung hingewiesen. Doch keine der Gefähr-
dungsanzeigen und Briefe an die Geschäftsleitung 
zeigte nachhaltige Wirkung. »Die Kolleginnen und Kol-
legen wurden immer nur vertröstet. Schließlich haben 
sie gesagt: Wir haben die Nase voll, jetzt machen wir 
ernst«, berichtet der Vorsitzende der Mitarbeitervertre-
tung, Torsten Rathje. Am 1. August stellte das Team ein 
schriftliches Ultimatum: Sollte das Management bis 
zum 1. Oktober nicht für bessere Arbeitsbedingungen 
sorgen, werde niemand mehr außerhalb des Dienst-
plans einspringen. Teilzeitkräfte würden Mehrarbeit 
konsequent ablehnen, alle Pflegekräfte ärztliche Tätig-
keiten zurückdelegieren. Und sie kündigten an: »Wir 
werden unsere Pausen konsequent vor Schichtbeginn 
planen und während der Pause die Station verlassen.«

»Dies ist ein letzter Hilferuf«, erklärte das Team in 
dem Schreiben, aus dem kurz darauf auch die örtliche 
Presse zitierte. Darin wiesen sie auf eine Vielzahl von 
Missständen hin – von der mangelnden Anleitung der 
Auszubildenden und Einarbeitung neuer Kolleg*innen 
bis hin zum Druck auf Beschäftigte, bei kurzfristigem 
Personalausfall Doppelschichten zu leisten oder in ihrer 
Freizeit einzuspringen. Wegen der schlechten Arbeits-
bedingungen hätten langjährige Kolleg*innen die Stati-
on bereits verlassen. »Durch den Personalmangel 
kommt es zu einer massiven Überlastung und Gefähr-
dung des Pflegepersonals und zu einer dauerhaften 
krankmachenden Arbeitssituation, die wir nicht länger 
hinnehmen können«, so die Pflegefachkraft Cheyenne 
Latimer.

Sie und ihre Kolleginnen und Kollegen fordern ulti-
mativ, dass eine reguläre Besetzung der Schichten ver-

Station am Agaplesion Diakonieklinikum Rotenburg stellt Ultimatum: 

»Das Team wird jetzt ernst genommen«

Fo
to

: 
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r.d
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die Verhandlung und Durchsetzung von Tarifverträgen 
zur Regelung von guten Lohn- und Arbeitsbedin-
gungen. Ermöglicht wird die Arbeit von ver.di aus-
schließlich durch einen Beitrag, den alle Mitglieder glei-
chermaßen und solidarisch leisten. Es kommt auf jede 
und jeden an – je mehr dabei sind, desto stärker die 
Gewerkschaft. 

Die Aufgaben von Mitarbeiterverbänden richten 
sich im Wesentlichen danach, welche sie sich mit ihrer 
Satzung selbst gegeben haben. Die meisten stellen vor 
allem darauf ab, den so genannten »Dritten Weg« wei-
terzuentwickeln und Löhne und Arbeitsbedingungen in 
arbeitsrechtlichen Kommissionen auf kirchlichem Weg 
zu verhandeln. Tarifverträge könnten sie auch gar nicht 
verhandeln, da das ausschließlich Gewerkschaften und 
Arbeitgebern vorbehalten ist. Was eine Gewerkschaft 
ist, zeichnet sich maßgeblich durch ihre Tarif- und 
Durchsetzungsfähigkeit aus. Das ist in Bezug auf ver.di 
unumstritten, trifft allerdings nicht auf Mitarbeiterver-
bände zu, auch wenn einige sich als kirchliche Gewerk-
schaft bezeichnen. Dort wo Arbeitsvertragsrichtlinien, 
aber keine Tarifverträge verhandelt werden, sind oft 

Es gibt ver.di als Gewerkschaft, aber auch kirch-
liche Mitarbeiterverbände. Die Verbände sind für 
uns in kirchlichen Einrichtungen zuständig oder ist 
ver.di das auch?

ver.di ist die zuständige Gewerkschaft im Gesundheits- 
und Sozialwesen, damit auch für kirchliche Einrichtun-
gen. Das betrifft im Wesentlichen drei Ebenen: ver.di  
ist für alle Beschäftigten in kirchlichen Einrichtungen  
die Fachgewerkschaft, in der sie Mitglied sein können 
und vor allem auch dürfen. Letzteres wird von Zeit zu 
Zeit von kirchlichen Arbeitgebern zwar in Zweifel gezo-
gen, jedoch zu Unrecht. Denn es ist ein Grundrecht von 
Beschäftigten, Mitglied in ihrer Gewerkschaft zu sein. 
ver.di berät und unterstützt ihre Mitglieder in arbeits- 
und sozialrechtlichen Fragen, auch bei Gericht, wenn 
zum Beispiel Ansprüche durchgesetzt werden müssen. 
Die zweite Ebene ist die betriebliche, da ver.di eng mit 
Mitarbeitervertretungen zusammenarbeitet und sie un-
terstützt, ebenso auf der überbetrieblichen Ebene der 
Arbeitsgemeinschaften und Gesamtausschüsse. Die 
dritte Ebene ist die Kernaufgabe der Gewerkschaften, 

Ihr fragt – ver.di antwortet

sagten zu, über eine reguläre Schichtbesetzung inklusi-
ve Qualifikationsmix sowie über einen Ausgleich für 
Überlastungssituationen in Form zusätzlicher freier Tage 
zu verhandeln. In einem zweiten Schritt soll über die 
Verbesserung der organisatorischen Abläufe gespro-
chen werden. »Eine angemessene Schichtbesetzung 
und ein verlässlicher Dienstplan sind die Grundlage 
dafür, dass sich die Abläufe verbessern. Deshalb wird 

zunächst über diese verhandelt«, erläutert Rathje. Bis 
Ende November soll ein Ergebnis vorliegen. Die knapp 
20 Kolleg*innen der Station 3 haben beschlossen, ihr 
Ultimatum so lange auszusetzen. »Das erste Ziel ist er-
reicht: Das Team wird jetzt ernst genommen. Nun müs-
sen rasch substanzielle und verbindliche Schritte zur 
Verringerung der Arbeitsbelastung folgen.«

Daniel Behruzi

Baden-Württemberg 

Irene Gölz 

Tel. 0711 / 88788-0330 

irene.goelz@verdi.de

ver.di  

Bundesverwaltung 

Mario Gembus 

Tel. 030 / 69561049 

mario.gembus@verdi.de

Sachsen, Sachsen-Anhalt 

und Thüringen 

Thomas Mühlenberg 

Tel. 0341 / 52901111 

thomas.muehlenberg@verdi.de

Rheinland-Pfalz und Saarland 

Frank Hutmacher 

Tel. 06131 / 9726130 

frank.hutmacher@verdi.de

Bayern 

Kathrin Weidenfelder 

Tel. 089 / 599771033 

kathrin.weidenfelder@verdi.de

Hessen

Saskia Jensch

Tel. 069 / 2569-1323

saskia.jensch@verdi.de

Nordrhein-Westfalen 

Maria Tschaut

Tel. 0211 / 61824-164

maria.tschaut@verdi.de

Berlin und  

Brandenburg

Ivo Garbe

Tel. 030 / 88665261 

ivo.garbe@verdi.de

Mecklenburg-Vorpommern  

und Schleswig-Holstein

Christian Wölm 

Tel. 0451 / 8100716 

christian.woelm@verdi.de

Hamburg

Dr. Arnold Rekittke,  

Tel. 040 / 890615-736  

arnold.rekittke@verdi.de

Niedersachsen und Bremen

Annette Klausing

Tel. 0511 / 12400-256

annette.klausing@verdi.de

Unsere Ansprechpartner*innen in den Bundesländern
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mehr als 150 Euro. Dafür bekommt man keinen Rechts-
anwalt. Als Mitarbeitervertretung sind wir aber auf 
einen Rechtsbeistand angewiesen, wir selbst sind 
schließlich keine Jurist*innen.

Diese Sätze gelten für beide Seiten. Warum wird die 
Mitarbeitervertretung damit dennoch benachteiligt?

Die MAV verfügt über keine eigenen finanziellen 
Mittel – anders als der Arbeitgeber. Zumal das Manage-
ment größerer Einrichtungen häufig ohnehin über juri-
stischen Sachverstand verfügt. Von einer Gleichheit der 
Mittel zwischen Arbeitgeber und Beschäftigtenvertre-
tung kann daher überhaupt keine Rede sein.

Die EKD begründet die Pauschalvergütung damit, dass 
diese einfacher sei und die Kosten so gedeckelt werden 
könnten.

Das ist so. Es ist von vornherein klar, wie viel die Ei-
nigungsstelle maximal kostet – egal, wie schwierig oder 
langwierig das Verfahren ist.

Wie lang können sich denn solche Verfahren  
hinziehen?

Sie können durchaus über mehrere Sitzungen und 
Monate gehen, zum Beispiel, wenn es um komplexe 
Fragen der Dienstplangestaltung geht. Dem Einigungs-

Die Evangelische Kirche Deutschlands konterka-
riert per Entschädigungsordnung die erst kürzlich 
von ihr selbst geschaffene Möglichkeit zur Bildung 
von Einigungsstellen. Ein Gespräch mit Tobias 
Warjes, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeitervertretungen in den Diakonischen 
Werken Niedersachsens und Sprecher des Kirchen-
fachrats von ver.di 

Der Rat der Evangelischen Kirche Deutschlands (EKD) 
hat eine Entschädigungsordnung zur Einigungsstelle im 
Mitarbeitervertretungsgesetz erlassen, die am 1. Juni 
2020 in Kraft getreten ist. Wie wird sie sich auf die Ar-
beit der Mitarbeitervertretungen (MAV) auswirken?

Die Folge wird sein, dass wir Mitarbeitervertre-
tungen Schwierigkeiten haben, das erst kürzlich einge-
führte Instrument der Einigungsstelle überhaupt nutzen 
zu können. Der Vorsitzende einer Einigungsstelle soll 
pro Verfahren pauschal zwischen 500 und 2.000 Euro 
erhalten – unabhängig von Aufwand und Dauer. Damit 
wird es sehr schwer sein, kompetente Personen für 
dieses Amt zu finden. Sie müssen ja schon ein gewisses 
Know-how mitbringen, zum Beispiel als Arbeitsrich-
ter*innen. Noch schlimmer ist aus unserer Sicht, dass 
externe Beisitzer*innen nur 30 Prozent dieses Betrages 
bekommen sollen. Im schlechtesten Fall sind das kaum 

kirchliche Mitarbeiterverbände beteiligt. Sie tragen zur 
Erhaltung des kirchlichen Systems zur Regelung der 
Löhne bei und wirken darin mit, obwohl es an Beteili-
gungs- und Durchsetzungsmöglichkeiten für die betrof-
fenen Beschäftigten fehlt. Dies ist ein wesentlicher Un-
terschied zu Tarifverhandlungen zwischen Arbeitgebern 
und Gewerkschaften. Zudem wirken Beschlüsse der Ar-
beitsrechtlichen Kommissionen nur über den individu-
ellen Arbeitsvertrag und nicht unmittelbar und zwin-
gend, wie Tarifverträge.

Hinzu kommt, dass ver.di mit ihren bundesweit 
rund zwei Millionen Mitgliedern ihre politische Wir-
kungskraft für alle Beschäftigten in den verschiedenen 
Dienstleistungsbranchen einsetzt und nicht nur für ein-
zelne Bereiche, wie etwa ausschließlich für das Gesund-
heits- und Sozialwesen oder ausschließlich den kirch-
lichen Bereich. Das ist insbesondere hinsichtlich 
gesetzlicher Entwicklungen enorm wichtig. Kirchliche 
Einrichtungen bewegen sich nicht im luftleeren Raum, 
sondern sind mit weit mehr als einer Million Beschäf-
tigten in verschiedensten Hilfefeldern Teilnehmer im 

»Sozialmarkt« und unterliegen den gleichen Finanzie-
rungsmechanismen, wie kommerzielle, öffentliche oder 
weltliche Wohlfahrtsunternehmen. Insofern ist es eine 
große Stärke, dass sich in ver.di trägergruppenunabhän-
gig Beschäftigte organisieren und sich für Verbesse-
rungen in den Teilbranchen gemeinsam einsetzen, die 
maßgeblich an der Finanzierung aus Steuer- und Sozial-
versicherungsmitteln hängen. Politische Weichenstel-
lungen werden nur mit einer starken Gewerkschaft ge-
lingen, das können einzelne kleine Mitarbeiterverbände 
nicht leisten.

mitgliedwerden.verdi.de 
verdi.de/service/mitgliederleistungen
verdi-mitgliederservice.de
gesundheit-soziales.verdi.de
gesundheit-soziales.verdi.de/themen/kirchen-und-
arbeitsrecht

Ihr habt auch eine Frage an ver.di? Wir freuen uns 
über Zuschriften: gesundheit-soziales@verdi.de

Entschädigungsordnung Einigungsstelle MVG.EKD: 

Keine Gleichheit der Mittel
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Warum?
Weil unsere Mitbestimmung bei Streitigkeiten um 

verlässliche Dienstpläne oder Arbeits- und Gesundheits-
schutz dann ins Leere laufen würde. Die Einigungsstelle 
hat eine sehr wichtige Funktion, denn sie dient dazu, 
Kompromisse zu finden. Sie ist als Instrument in vielen 
betrieblichen Konflikten sinnvoll. Wenn es aber so re-
striktiv gehandhabt wird, ist es nicht praktikabel.

Der ver.di-Kirchenfachrat hat in einer Bewertung darauf 
hingewiesen, dass die Einigungsstellen im Bereich des 
Betriebsverfassungsgesetzes seit Jahrzehnten ohne Ver-
gütungsordnung auskommen. Wie begründet die Kir-
che ihren Sonderweg?

Warum die EKD von der seit Jahrzehnten be-
währten Praxis im Betriebsverfassungsgesetz abweicht, 
wird nicht richtig erklärt und erschließt sich mir auch 
nicht. Sie hat sich immer auf die Fahnen geschrieben, 
mindestens gleichwertige Regelungen zum Betriebsver-
fassungsgesetz zu schaffen. Das ist aber in Bezug auf 
die Einigungsstelle wieder einmal nicht der Fall.

Der Kirchenfachrat fordert ein Eingreifen des staatli-
chen Gesetzgebers. Was soll dieser tun?

Wir fordern, dass das Betriebsverfassungsgesetz un-
eingeschränkt auch in kirchlichen Einrichtungen zum 
Tragen kommt. Im Betriebsrätegesetz der Weimarer Re-
publik gab es die Ausnahme für Kirchen noch nicht, die 
jetzt im Paragraph 118, Absatz 2 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes steht. Wir meinen, dieser Passus gehört 
endlich gestrichen.

Tobias Warjes, Vorsitzender der Arbeitsgemein-
schaft der Mitarbeitervertretungen in den Diako-
nischen Werken Niedersachsens und Sprecher des 
Kirchenfachrats von ver.di
Foto: privat

stellenverfahren geht ja schon einiges voraus: Die be-
triebliche Interessenvertretung und die Leitung haben 
versucht, den Konflikt zu lösen und sind damit geschei-
tert. In der Regel sind es also komplizierte und kontro-
verse Fragen, die vor der Einigungsstelle verhandelt 
werden. Hier Kompromisse zu suchen, braucht oft Zeit. 
Für Vorsitzende und Beisitzer*innen ist der Aufwand 
vorher nicht absehbar. Wenn es als Entschädigung – 
wohlgemerkt: nicht als Vergütung – nur eine gering be-
messene und gedeckelte Pauschalzahlung gibt, wird 
das wohl kaum jemand machen. Welcher Anwalt kann 
das Risiko eingehen, nicht kostendeckend zu arbeiten?

Dennoch heißt es in der Begründung der EKD, es 
könne »damit gerechnet werden, dass mit den Sätzen 
der Verordnung geeignete Expertinnen und Experten 
gefunden werden können«.

Ich frage mich, auf welcher Grundlage man eine 
solche Aussage trifft. Hat die EKD geeignete 
Expert*innen gefragt, ob sie das für solche Beträge ma-
chen würden? Die von der Mitarbeitervertretung sonst 
beauftragten Anwälte wurden jedenfalls nicht gefragt. 
Wir wollen uns unseren Rechtsbeistand und unsere 
Expert*innen aber gerne selbst aussuchen.

Hinzu kommt, dass die Zahl der Beisitzer*innen laut 
Mitarbeitervertretungsgesetz auf zwei pro Seite be-
grenzt ist. Welche Rolle spielt das für Dich als Mitarbei-
tervertreter?

Auch das haben wir von Beginn an kritisiert. Die 
Beschränkung auf zwei Beisitzer*innen bedeutet, dass 
neben einem Rechtsbeistand nur ein MAV-Mitglied an 
der Verhandlung teilnehmen kann. Wir können also 
weder jemand weiteren aus der Interessenvertretung 
hinzuziehen noch Beschäftigte, die über eine be-
stimmte Expertise verfügen, aber nicht Mitglied der 
MAV sind.

Die EKD geht davon aus, dass es »nur in einem gerin-
geren Anteil der rund 50.000 Dienststellen und Ein-
richtungen« in EKD und Diakonie zu Einigungsstellen-
verfahren kommen wird. Eine selbsterfüllende Pro- 
phezeiung?

Ganz genau. Die Möglichkeiten der Mitarbeiterver-
tretungen werden durch die Beschränkung der Beisitz-
erzahl und die Entschädigungsverordnung so einge-
schränkt, dass es wahrscheinlich tatsächlich zu wenigen 
Einigungsstellenverfahren kommen wird – schon weil es 
schwer fallen wird, unter diesen Bedingungen Vorsit-
zende zu finden. Die dafür infrage kommenden Per-
sonen werden vermutlich lieber im Bereich des Be-
triebsverfassungsgesetzes tätig, wo die Nachfrage groß 
ist. Wenn es keine Vorsitzenden gibt, gibt es aber auch 
keine Einigungsstellen. Insofern könnte die EKD damit 
Recht behalten, dass es zu wenigen Einigungsstellen-
verfahren kommt. Das wäre fatal.
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großen Routine als extrem belastend und anstrengend 
empfunden. So haben wir zum Beispiel schon nach der 
ersten Sitzung eine Dienstvereinbarung zur Urlaubspla-
nung geschlossen, nachdem wir zuvor seit Monaten 
Anträge des Arbeitgebers dazu abgelehnt hatten und 
in endlosen Erörterungen keine Einigung in Sicht 
schien.

Wesentliche Empfehlungen
Die Einigungsstelle ist etwas völlig anderes als ein Kir-
chengericht. Besonders wichtig erscheinen mir dabei 
folgende Punkte, die ich als Empfehlung an MAV-
Kolleg*innen weitergeben möchte:

	 Bereitet Euch akribisch auf die einzelnen Sit-
zungen vor. Wertet jede Sitzung aus. Verliert als 
Beisitzer*innen nicht den Kontakt und den Rückhalt 
des MAV-Gremiums.

	 Stimmt Euch vor den Sitzungen mit Eurem Rechts-
beistand und der*dem zweiten Beisitzer*in gut ab. 
Klärt Eure Rollen und legt persönliche Aufgaben 
fest.

	 Priorisiert Eure Ziele schriftlich, damit sie jederzeit 
dem MAV-Gremium, dem Rechtsbeistand und den 
Beisitzer*innen in der Sitzung transparent sind. Fo-
kussiert Euch auf Euer Hauptziel. 

	 Fertigt vorab Positions- bzw. Impulspapiere an, 
die Ihr gegebenenfalls in die Sitzungen einbringen 
könnt.

	 Bestimmt die Themen und den Verlauf der Sit-
zungen aktiv. Agieren, nicht reagieren. Ergreift zum 
Beispiel nach einer Sitzungsunterbrechung vor dem 
Arbeitgeber das Wort und bestimmt dadurch, wohin 
es geht.

	 Scheut keine Sitzungsunterbrechungen und stimmt 
Euch immer wieder untereinander ab. 

	 Kommuniziert in den Sitzungsunterbrechungen 
informell mit dem Vorsitz der Einigungsstelle, um 
emotionale Nähe aufzubauen.

	 Kommuniziert zwischen den Sitzungen eng mit dem 
Arbeitgeber. Seid nicht dogmatisch, sondern kom-
promissbereit. Legt den Fokus auf das Erreichte und 
nicht auf das Nichterreichte.

Auswirkungen und Perspektive
Mittlerweile ist das Einigungsstellenverfahren abge-
schlossen, aber es wirkt bis heute nach und prägt unse-
re tägliche Arbeit. So konnten wir im Juli mit dem Ar-
beitgeber eine umfangreiche Dienstvereinbarung zur 
Arbeitszeit abschließen. Wir haben ein neues System 
der Vorlage und Mitbestimmung von Dienstplänen er-
arbeitet und stehen kurz vor dem Start eines Pilotpro-

Zwischen April und Juni 2020 haben wir hier in Ham-
burg das offensichtlich erste Einigungsstellenverfahren 
einer Mitarbeitervertretung (MAV) seit der Novelle des 
Mitarbeitervertretungsgesetzes (MVG) deutschlandweit 
durchgeführt, welches aus insgesamt drei mehrstün-
digen Sitzungen bestand. Als Vorsitzenden hatten wir 
den Präsidenten des Hamburger Arbeitsgerichts ge-
wonnen. Es ging um Regelungsstreitigkeiten bezüglich 
der Grundsätze von Urlaubs- und Dienstplanung und 
um einen Initiativantrag der MAV zur Arbeitszeiterfas-
sung an den allgemeinbildenden Schulen unserer Stif-
tung. Die Zusammenhänge waren sehr komplex und 
alles wurde zusammen verhandelt. 

Ich bin seit 15 Jahren MAV-Vorsitzender mit sehr 
viel Erfahrung. Seit Anfang 2019 habe ich Fortbil-
dungen zur Einigungsstelle besucht und mich mit Hilfe 
von Fachliteratur schlau gemacht, aber die Realität sah 
anders aus, was wir gleich zu Beginn der ersten Sitzung 
feststellen mussten.

Theorie und Praxis
Statt mit nur zwei Beisitzer*innen, wie es das MVG vor-
sieht, war der Arbeitgeber zudem mit einem Anwalt als 
Verfahrensbevollmächtigten und zwei Leitungskräften 
als Betriebsöffentlichkeit anwesend. Argumentiert 
wurde mit der Rechtsprechung beim Betriebsverfas-
sungsgesetz und der vorsitzende Richter folgte dem. 
Zwar musste dann noch eine Leitungskraft den Raum 
verlassen, aber letztendlich sahen sich zwei MAV-Ver-
treter unvorbereitet vier Vertretern des Arbeitgebers 
gegenüber. 

In den folgenden Sitzungen wurde das Setting des 
Arbeitgebers beibehalten, wobei dann auch unsere An-
wältin als Verfahrensbevollmächtigte agierte und ich 
einen weiteren MAV-Vertreter an meiner Seite hatte. 
Damit hatten wir ein Verhältnis von 3:4 zwischen MAV 
und Arbeitgeber und nicht von 2:2 wie es der Wortlaut 
des MVG vorsieht. 

Neuland
Die Sitzungen verliefen komplett anders, als ich es vom 
Kirchengericht gewohnt war. Die Verhandlungsge-
schwindigkeit und die Dynamik des Geschehens waren 
viel höher. Die Rolle unserer Anwältin und meine als 
MAV-Vorsitzender waren nicht die gewohnten. Ich 
stand viel stärker im Fokus und musste unentwegt 
agieren. Der Vorsitzende trat zurückhaltender als ein 
Richter beim Kirchengericht auf, drängte aber sofort 
auf Ergebnisse, sobald sich ein Fenster in der Argumen-
tation zu öffnen schien. Der kleinste Fehler konnte da-
durch große Folgen haben. Das habe ich trotz meiner 

Erfahrungsbericht Stiftung Alsterdorf Hamburg: 

Erlebnis Einigungsstelle
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Matthias Weigmann, MAV-Vorsitzender und  
Mitglied der ver.di-Vertrauensleute in der Stiftung 
Alsterdorf Hamburg                                  Foto: privat

jekts zur elektronischen Arbeitszeiterfassung beim pä-
dagogischen Personal an den Schulen. 

Letztendlich haben wir mit der Einigungsstelle sehr 
viel erreicht, aber wir mussten auch sehr viele Kompro-
misse eingehen. Am meisten profitiert haben aber die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und darauf kommt es 
schließlich an.

Die Einigungsstelle kann nach unseren Erfahrungen 
ein machtvolles Instrument für die MAV sein. Es besteht 
aber auch die große Gefahr, dass der Arbeitgeber mit 
seinen größeren Ressourcen den Spieß umdreht und 
seine Interessen gegen Eure durchdrückt. Wenn Ihr also 
die Einigungsstelle anruft, dann bringt Euch in das Ver-
fahren mit Eurer ganzen Kraft und nicht halbherzig ein. 
Ganz oder gar nicht. Sonst lauft Ihr große Gefahr, dass 
der Schuss nach hinten losgeht.

Datum Ort Titel

18.01. – 
22.01.2021

Naumburg JAV-Praxis 2: Pflegeausbildung checken und verbessern 
(Pflegeberufegesetz)
Qualitätssicherung in der beruflichen Ausbildung (JAV 2)

22.02. – 
24.02.2021

Walsrode Das Einigungsstellenverfahren nach Mitarbeitervertretungsgesetz
Neue Möglichkeiten der Mitbestimmung im Betrieb erfolgreich nutzen

08.03. – 
10.03.2021

Saalfeld Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 1)
Arbeitszeitrecht und Grundlagen der Arbeitszeitgestaltung

15.03. – 
17.03.2021

Gladenbach Ausbildungsreform in der Pflege: Das neue Pflegeberufegesetz
Rechtliche Rahmenbedingungen und ihre Umsetzung in die praktische 
Ausbildung

22.03. – 
24.03.2021

Mosbach Die Ausbildung zur Notfallsanitäterin/zum Notfallsanitäter

24.03. – 
26.03.2021

Berlin Mitte
(Novotel)

Gefährdungen erkennen – Gefährdungen beseitigen
Gefährdungsbeurteilung (Grundlagen)

12.04. – 
14.04.2021

Bielefeld-
Sennestadt

Digitale (elektronische) Patientenakte
Beteiligungsrechte und Handlungsmöglichkeiten der betrieblichen 
Interessenvertretung

14.04. – 
16.04.2021

Bielefeld-
Sennestadt

Aktive Öffentlichkeitsarbeit
Schreibwerkstatt: Betriebszeitungen im Gesundheits- und Sozialwesen

19.04. – 
21.04.2021

Saalfeld Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 2)
Organisation und Verfahren der Dienstplanprüfung im Sozial- und 
Gesundheitswesen

26.04. – 
30.04.2021

Brannenburg JAV-Praxis 2: Pflegeausbildung checken und verbessern 
(Pflegeberufegesetz)
Qualitätssicherung in der beruflichen Ausbildung (JAV 2)

03.05. – 
07.05.2021

Berlin-Wannsee Schichtplan-Fibel extra
Und dazu noch Bereitschaftsdienst?

Bildungsangebote für MAVen
Weitere Informationen bei Gabriele Hetkamp hetkamp@hs.verdi-bub.de 
oder Telefon 069 25 78 24 26 – verdi-bub.de/geso
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Datum Ort Titel

05.05. – 
07.05.2021

Gladenbach Zeit für gute Praxisanleitung
Seminar für Praxisanleiter*innen

05.05. – 
07.05.2021

Walsrode Arbeitszeiten und Dienstplanung im Rettungsdienst

26.05. – 
28.05.2021

Frankfurt
am Main
(Das 
Spenerhaus)

Frauen als Vorsitzende der gesetzlichen Interessenvertretung

01.06. – 
02.06.2021

Gladenbach Ausfallkonzepte und verlässliche Arbeitszeiten in Krankenhäusern,
Reha-Kliniken und Pflegeeinrichtungen
Handlungsmöglichkeiten der Interessenvertretung bei kurzfristiger 
Änderung von Dienstplänen
und ungeplanten Einsätzen

07.06. – 
09.06.2021

Mosbach Mitarbeitervertretungsgesetz: Einführung und Überblick (MAV 1)

09.06. – 
11.06.2021

Brannenburg Leiharbeit und Werkvertrag
Formen des flexiblen Personaleinsatzes im Gesundheitswesen

14.06. – 
16.06.2021

Gladenbach Verbesserungen in der Altenpflege jetzt
Mit Hilfe von Informationsansprüchen die Interessen der Beschäftigten 
durchsetzen

16.06. – 
18.06.2021

Bad Neuenahr-
Ahrweiler
(Hotel Krupp)

Gefährdungsanzeigen im Sozial- und Gesundheitswesen
Warum es so wichtig ist, Gefährdungs- und Überlastungssituationen zu 
melden und zu dokumentieren

21.06. – 
23.06.2021

Mosbach Mitarbeitervertretungsgesetz: Einführung und Überblick (MAV 1)

21.06. – 
23.06.2021

Saalfeld Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 3)
Rechtliche und betriebliche Durchsetzung der Mitbestimmung

21.06. – 
25.06.2021

Naumburg JAV-Praxis 2: Pflegeausbildung checken und verbessern 
(Pflegeberufegesetz)
Qualitätssicherung in der beruflichen Ausbildung (JAV 2)

24.06. – 
25.06.2021

Brannenburg Jahresarbeitszeit- und Arbeitszeitkonten
Vor- und Nachteile für die Beschäftigten

30.06. – 
02.07.2021

Brannenburg Gewalt und Aggression gegen Beschäftigte in Sozial- und 
Gesundheitsberufen
Ursachen, Auswirkungen und Handlungsmöglichkeiten

Aktualisierte Neuerscheinung: 

Kirchliche Mitbestimmung im Vergleich
Zum dritten Mal veröffentlicht ver.di gemeinsam mit 
den Rechtsanwält*innen Mira Gathmann und Bernhard 
Baumann-Czichon einen aktualisierten Vergleich des 
Mitarbeitervertretungsgesetzes der evangelischen Kir-
che sowie der Mitarbeitervertretungsordnung katho-
lische Kirche mit dem staatlichen Betriebsverfassungs-
gesetz. Fast 1,8 Millionen Arbeitnehmer*innen in der 
evangelischen und katholischen Kirche mit ihren Wohl-

fahrtsverbänden Diakonie und Caritas wählen regelmä-
ßig so genannte Mitarbeitervertretungen. Grundlage 
dafür bilden kirchliche Gesetze, für den evangelischen 
Bereich das Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD mit 
diversen landeskirchlichen Regelungen, für den katho-
lischen Bereich die Mitarbeitervertretungsordnung, 
auch hier gibt es auf der Diözesanebene viele Sonderre-
gelungen.*
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3. Die Möglichkeiten der Fortbildung sind für die 
Mitarbeitervertretungen zeitlich limitiert. Der katho-
lische Ordnungsgeber zensiert darüber hinaus Fortbil-
dungsinhalte, indem die jeweiligen (Erz-)Diözesen die 
Angebote der Anbieter vorab genehmigen müssen. 

Bleibt zu hoffen, dass die vorliegende Broschüre die 
vielen tausenden Mitarbeitervertreter*innen trotz alle-
dem ermutigt, nicht nur ihre (kirchlich gewährten) 
Rechte immer wieder kraftvoll zu nutzen. Gewerk-
schaftliche Organisierung kann dabei sicher helfen. 
Mitarbeitervertreter*innen sind die Stimme der Be-
schäftigten, ein unverzichtbares Element für die be-
triebliche Mitsprache der von ihnen zu vertretenden 
Arbeitnehmer*innen. Die krisenhaften Entwicklungen 
in unserer Gesellschaft, besonders vor dem Hintergrund 
der Corona-Pandemie, erfordern zukünftig ein Mehr an 
Mitbestimmung auch über das derzeit geltende staatli-
che Betriebsverfassungsrecht hinaus. Die Kirchen 
könnten, wenn sie denn wollten, beispielhaft vorange-
hen. Theologisch lässt sich das allemal begründen.

Den Rechtsanwält*innen aus Bremen ist zu danken, 
dass sie neben ihrer täglichen Vertretungsarbeit die 
vorliegende Broschüre erneut bearbeitet haben.

Diese ist online unter https://gesundheit-soziales.
verdi.de/service/publikationen/++co++1326ea5c-0312-
11eb-8472-001a4a160119 abrufbar. Druckexemplare 
können über die ver.di-Ansprechpartner*innen bestellt 
werden.

Nicht nur die Leser*innen des ver.di-Kirchen.infos 
kennen das leidige Thema der Schlechterstellung von 
betrieblichen Interessenvertretungen in den Betrieben 
und Dienststellen der christlichen Kirchen in Deutsch-
land. Beschäftigte besonders im Diakoniesektor sind 
seit Jahrzehnten aktiv unterwegs, um die EKD-Synode 
und auch die staatliche Politik davon zu überzeugen, 
diesen Missstand zu beseitigen. Die Verfechter der 
kirchlichen Sonderregelungen argumentieren dagegen 
seit Jahrzehnten stets nach dem gleichen Muster: Das 
bundesdeutsche Grundgesetz ermögliche den Kirchen 
ein »Selbstbestimmungsrecht«. Auf dieser Grundlage 
erlassen die zuständigen kirchlichen Gremien nunmehr 
seit Jahrzehnten Regelungen für die Arbeit ihrer Mitar-
beitervertretungen. 

Gleich zu Beginn der Broschüre erläutern die 
Autor*innen die Haltlosigkeit dieser Argumentation. 
Die historische Faktenlage ist eindeutig: Allein die kirch-
liche Lobbyarbeit hat 1951 dazu geführt, dass die Kir-
chen vom staatlichen Betriebsverfassungsgesetz ausge-
nommen wurden. Bis heute hat sich an diesem Zustand 
nichts geändert. Es besteht ein breiter Konsens im poli-
tischen und juristischen Raum, dass die Kirchen ihre 
Sonderregelungen für die Mitarbeitervertretungen, (wie 
auch im Tarifrecht) selbständig regeln dürfen. Eine An-
maßung, wie die Autor*innen auf Seite 9 schreiben, 
denn Art. 140 GG ermöglicht den Kirchen lediglich ein 
»Selbstverwaltungs- und Selbstordnungsrecht im Rah-
men der für alle geltenden Gesetze«. Ein »Selbstbe-
stimmungsrecht«, wie immer wieder auch höchste bun-
desdeutsche Gerichte urteilen, gibt es nicht. 

Den Autor*innen ist es gelungen, in vielen praxis-
nahen Beispielen die Grenzen sowie Schwächen der 
kirchlichen MAV-Rechte aufzuzeigen. Das Fazit ist bit-
ter: Im Ergebnis ist der Beteiligungskatalog zwar häufig 
strukturell ähnlich, aber an einer (rechts)wirksamen 
echten Mitbestimmungsmöglichkeit fehlt es immer 
noch. Damit verwehren die Kirchen ihren Beschäftigten 
in letzter Konsequenz die in Art. 1 und 2 GG festge-
legten Menschenrechte.

Drei Beispiele illustrieren dies: 
1. Die Mitbestimmungstatbestände sind weitge-

hend mit dem Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) iden-
tisch. Allerdings bleiben die Durchsetzungsmöglich-
keiten und damit die (mit)gestaltende Rolle der MAV 
nur schwach ausgeprägt, weil hohe bürokratische Hür-
den und rechtliche Unklarheiten vorhanden sind. Die 
staatliche Duldung dieses Zustandes ist, so die Autoren, 
ein Skandal. Angesichts von grundsätzlichen Herausfor-
derungen, die sich aus dem kommerziellen sowie kri-
senhaften Umfeld ergeben, sind derartige Regelungen 
nicht nachvollziehbar. 

2. Das Feld der Unternehmensmitbestimmung ist 
völlig unterbelichtet. Es gibt nach wie vor keine (kirch-
lichen) Regelungen für die vielen Konzerne im Bereich 
der beiden christlichen Wohlfahrtsverbände. 

Kirchliche Mitbestimmung
im Vergleich

Betriebs-
verfassungsgesetz
(BetrVG)

Mitarbeiter-
vertretungsgesetz
Evangelische Kirche

Mitarbeiter-
vertretungsordnung
Katholische Kirche 

*Eine Übersicht der vielfältigen MAV-Regelungen ist in „Die 
RechtsSammlung – Staatliches und kirchliches Arbeitsrecht für 
Mitarbeitervertretungen in Diakonie, Kirche und Caritas« 
2020  von Baumann-Czichon/Feuerhahn im Kellner Verlag er-
schienen.
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werkschaftlicher Sicht ist erfreulich, dass die drei Auto-
ren nicht nur die formal-rechtlichen Regelungen der Ei-
nigungsstelle im MVG referieren, sondern auch die 
Unzulänglichkeiten im Vergleich zum Betriebsverfas-
sungsgesetz aufzeigen. Auch die Geschichte und die 
lange Diskussion um die Einrichtung von Einigungsstel-
len in diakonischen Einrichtungen sind Thema. Prak-
tische Vorschläge für den Abschluss einer Dienstverein-
barung über die Einrichtung einer Einigungsstelle 
runden das Stichwort ab.

Die Stichwörter »Selbstverwaltungsrecht der 
Kirchen«, »Loyalitätsrichtlinie« und »Europäisches 
Arbeitsrecht« stellen die aktuellen Urteile des Europä-
ischen Gerichtshofs (EuGH) und des Bundesarbeitsge-
richts (BAG) und deren Auswirkungen auf die Loyali-
tätsanforderungen an die Mitarbeiter*innen vor. Die 
Ausführungen zu diesem Thema, genauso wie zum 
umstrittenen Begriff der »Dienstgemeinschaft« bzw. 
des »Selbstbestimmungsrechts der Kirchen« setzen 
einen erfreulichen Kontrapunkt zur so genannten 
»herrschenden juristischen Meinung«. Sie könnte man 
treffend als ein »Zitierkartell« bezeichnen, besteht es 
doch aus wenigen Kirchenjuristen und einigen Lehr-
stuhlinhabern, die sich immer wieder gegenseitig zitie-
ren und bestätigen.

Die »Praxis der Mitarbeitervertretung von A bis Z« ist 
jetzt in der 5. Auflage erschienen. Es handelt sich um 
das »Lexikon für die Evangelische Kirche und Diako-
nie«. Sein Umfang hat in den vergangenen 20 Jahren 
stark zugenommen. Denn seit der 1. Auflage im Jahr 
2000 stieg der Seitenumfang beträchtlich von 400 auf 
jetzt fast 1.000 Seiten an. In der 5. Auflage sind 30 
neue Stichwörter dazu gekommen. Das Lexikon zählt 
jetzt mehr als 180 Stichwörter, die Themen von »Abfin-
dung« bis »Zusatzversorgung« behandeln. In einer kla-
ren und wiederkehrenden Struktur wird das Stichwort 
zunächst erläutert (»Was ist das«), im zweiten Schritt 
die Rechte und Aufgaben der Mitarbeitervertretungen 
(MAV) vorgestellt und zuletzt die Bedeutung des jewei-
ligen Themas für die Beschäftigten ausgeführt. Der 
Umfang mag die eine oder den anderen 
Mitarbeitervertreter*in zunächst erschrecken. Die Ord-
nung nach Stichworten erleichtert es aber den 
Nutzer*innen, sich gezielt und bedarfsorientiert zu in-
formieren. 

Die 5. Auflage des Lexikons gibt den aktuellen 
Rechtsstand vom Mai 2020 wieder. Auf die Neurege-
lungen des Mitarbeitervertretungsgesetzes (MVG) zum 
1. Januar 2019 wird ausführlich eingegangen, wie zum 
Beispiel die Einführung der Einigungsstelle. Aus ge-

Praxis der Mitarbeitervertretung: 

Ein Lexikon für MAVen in evangelischen  
Betrieben

Das Nachschlagewerk
für die MAV der EKD
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große Herausforderung für viele Mitarbeitervertre-
tungen. Für sie steht im Vordergrund, die Auswir-
kungen auf die Beschäftigten so verträglich wie mög-
lich zu gestalten. Das Stichwort »Kurzarbeit« ist 
ebenfalls neu, es spielt in Zeiten von Corona eine be-
sonders wichtige Rolle.

Daneben bietet das Lexikon jetzt auch Kurz-Infos zu 
Themen wie »Arbeitsbefreiung« für MAV-Mitglieder, 
»Arztbesuche« und »Ärztliche Untersuchungen« von 
Beschäftigten, »Aushangpflichtige Gesetze«, »Billiges 
Ermessen«, »Boreout-Syndrom«, »Bruttolohnlisten«, 
»Ersatzmitglieder«, »Gespräche mit Beschäftigten füh-
ren«, »Kinderpflege-Krankengeld« oder „Nachweisge-
setz“.

Unter den neuen Stichwörtern finden sich auch 
viele Anregungen für die Veränderung der Praxis der 
MAVen. So gibt das neue Stichwort »Behinderung der 
MAV« einen guten Überblick über Strategien einiger 
kirchlicher Arbeitgeber, die der MAV-Arbeit grundsätz-
lich ablehnend gegenüberstehen, und welche Möglich-
keiten der Gegenwehr es gibt. Das Stichwort »Ge-
schäftsführung der MAV“ führt die aktuellen Urteile 
auf, die den MAVen die Nutzung neuer Informations- 
und Kommunikationstechniken ermöglichen.

Mit gravierenden negativen Auswirkungen auf die 
Betriebskultur ist das Thema »Indirekte Steuerung« ver-
bunden. Es ist bei vielen kirchlichen MAVen noch un-
terbelichtet und ist daher neu aufgenommen worden. 
Gerade in der Sorgearbeit ist die Selbstausbeutung der 
Beschäftigten durch die übermäßige Identifikation mit 
ihrem Arbeitsauftrag hochproblematisch.

In vielen Einrichtungen von Diakonie und Ev. 
Kirche wird das Thema Arbeitsschutz nicht beson-
ders ernst genommen. Diese Sicht habe sich auch 
auf viele Mitarbeitervertretungen übertragen, so der 
Tenor im Stichwort »Arbeitsschutz«. Und wenn die Be-
dingungen in der Arbeitswelt aktuell so gestaltet sind, 
dass sie die Zunahme psychischer Erkrankungen und 
Belastungen zumindest nicht verhindern, ist es beson-
ders wichtig, hier gegenzusteuern. Deshalb haben die 
Autoren bei den neuen Stichwörtern einen Schwer-
punkt auf den Arbeitsschutz gelegt. Und daher gibt es 
jetzt eigene Stichwörter zu den Themen »Arbeitsstät-
tenverordnung«, »Berufskrankheit«, »Gefährdungsbe-
urteilung«, »Gewalt und Aggression im Betrieb« und 
»Unfallversicherung«. So wird dem Arbeitsschutz im 
Lexikon mehr Bedeutung beigemessen als bisher.

Seit 25. Mai 2018 ist in Deutschland die Über-
gangsfrist für die DSGVO (Datenschutz-Grundver-
ordnung) abgelaufen. Daher waren die Ausführungen 
im Stichwort »Datenschutz« grundlegend zu überarbei-
ten und ein neues Stichwort »Datenschutz im MAV-Bü-
ro« einzufügen. Damit korrespondiert dann auch das 
neue Stichwort »Überwachung von Beschäftigten«. Die 
Entwicklung im IT-Bereich hat sich in den letzten Jahren 
so beschleunigt, dass auch die Überwachungsmöglich-

Die konkrete Praxis des kirchlichen Sonder-
wegs im Arbeitsrecht steht im Mittelpunkt der Stich-
wörter »Mitarbeitervertretungsgesetz« und »Dritter 
Weg«. Das Fazit lautet: Es gibt keinen »Dritten Weg«. 
Der Begriff grenzt sich vom Tarifvertragssystem ab und 
soll lediglich suggerieren, dass es Alternativen gibt. Der 
»Dritte Weg« – so die Autoren – sei vielmehr ein Mo-
dell der kirchlichen Arbeitgeber, um die Rechte der 
Arbeitnehmer*innen einzuschränken. Deutlich wird dies 
auch im Stichwort »Arbeitgeber-/Dienstgeberverbän-
de« anhand der Positionen und Aktivitäten des Ver-
bands der diakonischen Dienstgeber in Deutschland 
(VdDD). Er lehnt vehement das Streikrecht für kirchliche 
Beschäftigte ab, praktiziert aber selbst neoliberale Ge-
schäftsmodelle und erlebt dabei Beinahe-Pleiten wie 
das Augustinum eines ehemaligen VdDD-Vorsitzenden. 
Wie verwirrend und unübersichtlich die arbeitsrecht-
lichen Regelungen innerhalb der EKD sind, macht das 
Stichwort »Arbeitsrechtliche Regelungen in den Evan-
gelischen Landeskirchen und den Diakonischen Wer-
ken« deutlich.

Auch das Urteil des Bundesarbeitsgerichts zum 
Streikrecht wird in seinen Konsequenzen ausführlich 
besprochen. Danach seien Streiks in diakonischen Ein-
richtungen weiterhin möglich und die gewerkschaft-
lichen Betätigungsrechte in der Praxis sogar noch aus-
baufähig (Stichwort »Gewerkschaft«). Im Stichwort 
»Aktionsformen, Beteiligungsorientierung“ stellen die 
Autoren aktuelle Formen solidarischer Aktionen unter-
halb der Streikschwelle vor.

Aktuell aufgenommen wurde auch ein Stich-
wort zur Corona-Pandemie. Das Thema ist eine 

Im Bund-Verlag erscheint ab sofort ein neuer kosten-
freier Newsletter speziell zugeschnitten für  
Mitarbeitervertretungen (MAV) in der evangelischen 
und katholischen Kirche, der Diakonie und Caritas.

Einmal monatlich informiert er über aktuelle  Themen,  
Gesetzgebung und Rechtsprechung aus dem 
 kirchlichen Arbeitsrecht. Die Redaktion stellt zudem 
aktuelle Literaturtipps für die MAV zur Verfügung.

NEWSLETTER FÜR DIE MAV 

Gleich hier anmelden zum kostenfreien Newsletter:  
www.bund-verlag.de/newsletter

200110_MAV-Newsletter-AZ_75x100_sw+verdi-Rot_2c_01.indd   1 09.09.20   09:30
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Mitte Februar bin ich nach Frankfurt gezogen und habe 
eine neue Stelle als Sozialpädagogin in einem Kinder-
haus angetreten. Das Kinderhaus besteht aus den drei 
Arbeitsbereichen Krippe, Kindergarten und Hort. Ich ar-
beite Vollzeit im Hort (was 32 Wochenarbeitsstunden 
entspricht). Das Kinderhaus ist erst zu Beginn dieses 
Jahres in die Trägerschaft der Diakonie gewechselt, vor-
her wurden Kindergarten und Hort von der örtlichen 
evangelischen Gemeinde getragen. Mit dem Wechsel 
haben sich die Arbeitsbedingungen den Standards der 
Diakonie angepasst, was laut den Berichten meiner Kol-
leginnen und Kollegen in einigen Bereichen zu Ver-
schlechterungen geführt hat (zum Beispiel zu einem Ur-
laubstag weniger).

Die Situation im Hort war von Beginn an schwierig, 
geprägt von hoher Fluktuation der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, Überlastung wegen Personalmangels 
und Überforderung aufgrund unzureichender pädago-
gischer Kompetenz. Alles bekannte Probleme in diesem 
Berufsfeld. Nach meinen ersten vier Wochen, ohne 
wirkliche Einarbeitung, kam der Lockdown. Kurz darauf 
erhielten wir die erste Handlungsanweisung bezüglich 
des Corona-Virus und den Hinweis, dass ab kommen-
den Montag wahrscheinlich alle KiTas geschlossen wür-
den. Dies bedeute aber nur, dass keine Kinder betreut 
würden, die Arbeitszeit sei dennoch zu erbringen und 
deshalb hätten alle Mitarbeitenden wie gewohnt zu er-
scheinen. Für die ersten Wochen gab es die Möglich-
keit, Urlaub zu nehmen sowie Überstunden abzubauen 
oder Minusstunden aufzubauen. Nach vielen Tagen Un-
gewissheit und Zeitvertreib durch Aufräumen, Sortieren 
etc. in den Räumlichkeiten kamen nach und nach spär-
lich Informationen von Seiten der Diakonie.

Viele Kolleginnen und Kollegen hatten sich bereits 
arbeitsunfähig gemeldet. Ich selbst bin Risikopatientin 

keiten v.a. durch Computertechnik sprunghaft zuge-
nommen hat. Die Mitbestimmungsmöglichkeiten der 
Mitarbeitervertretungen sollen den Persönlichkeits-
rechten der Beschäftigten stärker Geltung verschaffen. 
Das ist das Ziel des neuen Stichworts.

Eine wirklich bedeutsame Neuerung der 5. Auflage 
ist, dass alle Käufer des Lexikons jetzt über einen Code 
Zugang zur Onlineausgabe haben. Dort besteht Zugriff 
auf alle Stichwörter und Arbeitshilfen. Der Onlinezugriff 
hilft in den heutigen MAV-Büros entscheidend bei der 
alltäglichen Arbeit und erleichtert so den Zugang zu 
vielen arbeitsrechtlichen Informationen und praktischen 
Hilfestellungen.

Fazit: Die Neuauflage der »Praxis der Mitarbeiter-
vertretung von A bis Z« ist und bleibt ein unverzicht-
bares Standardwerk für alle evangelischen MAVen und 
darf in keinem MAV-Büro fehlen! Nicht nur für die 
MAV-Praxis kann dieses Werk nur wärmstens empfoh-
len werden. Gleichzeitig ist es auch eine überaus solide 
Grundlage für die Bildungsarbeit mit den Mitarbeiter-
vertretungen im evangelischen Bereich. Die knapp 
1000 Seiten zeigen auf, wie anspruchsvoll mittlerweile 
MAV-Arbeit geworden ist. Bleibt zu hoffen, dass die 
tolle Arbeit der Autoren in der MAV-Praxis ihren Nie-
derschlag findet.

Berno Schuckart-Witsch

Erfahrungen in Corona-Zeiten: 

Bericht aus einem Kinderhaus

und habe vergeblich versucht herauszufinden, was das 
nun bedeutet, ob ich noch weiter in die Einrichtung 
kommen muss, was die Alternativen sind etc. Der Auf-
enthalt in der Einrichtung sowie die Nutzung des ÖPNV 
hin und zurück stellte ja ein vermeidbares Risiko dar. 
Nachdem auf der Internetseite der zuständigen MAV 
keine (weiteren) Informationen zur aktuellen Situation 
veröffentlicht waren, nahm ich zu ihr unter anderem 
wegen folgender Fragen Kontakt auf:

	 Wurde die MAV in die Vereinbarungen der Stadt mit 
den Trägern einbezogen bzw. über die Ergebnisse 
informiert?

	 Welches sind die konkreten Vereinbarungen und wie 
setzt die Diakonie diese um?

	 Besteht in den Kindertageseinrichtungen der Diako-
nie die gleiche Handhabung der aktuellen Situation? 
Bezogen etwa auf die Anordnungen von Homeof-
fice, Überstundenabbau, Urlaubsregelungen, Um-
gang mit Kolleginnen und Kollegen mit Vorerkran-
kungen etc.?

	 Welchen Handlungsspielraum können die Einrich-
tungsleitungen jeweils für sich beanspruchen?

	 Warum informiert die MAV nicht eigenständig/
selbstständig über die aktuelle Situation vor allem in 
Hinblick auf die Interessen der Beschäftigten?

	 Nutzt die MAV Gewerkschaftsmaterialien oder An-
sprechpartnerinnen und -partner, um Informationen 
und Handhabungen im Interesse der Beschäftigten 
bestmöglich zu unterstützen?

Ich erhielt eine kurze Antwort, in der darauf hingewie-
sen wurde, dass momentan eine Dienstvereinbarung, 
unter anderem zu Homeoffice, verhandelt würde. An-
sonsten würden sich die MAV mit allgemeinen Empfeh-
lungen zurückhalten und individuelle Beratung anbie-
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chungen lassen sich nur im Team sinnvoll realisieren. 
Aber auch im �normalen� Betrieb, in Dienstbespre-
chungen, finden wir kaum genügend Zeit für den Aus-
tausch. 

Nun bin ich seit einigen Monaten wieder im Kinder-
dienst und muss feststellen: Corona ist schlimm, aber 
bisher bin ich davon verschont geblieben. Die viel grö-
ßere Gefahr geht für mich von den alltäglichen Arbeits-
bedingungen aus. Gerade habe ich meine Überla-
stungsanzeige verfasst, welche von meinen Kolleginnen 
und Kollegen unterstützt wird. Wir sind unterbesetzt 
und ich, als einzige Fachkraft, kann nicht mehr die Ver-
antwortung für die 40 Kinder tragen. Es ist kaum zu 
gewährleisten, dass der Tag ohne großen Schaden für 
alle überstanden wird. Von individueller Förderung oder 
gruppenpädagogischen Angeboten kann keine Rede 
sein. In meinem Hort sind einige Kinder, die uns so sehr 
beanspruchen, dass keine Zeit und Ressource mehr für 
den Rest der Kinder bleibt. Diese Kinder (und ihre El-
tern) bräuchten ein anderes pädagogisches Setting, 
einen erhöhten Betreuungsbedarf, teilweise Hilfen zur 
Erziehung. 

Allmählich vergeht einem so die Motivation und 
Kraft für den Beruf. Das will und werde ich nicht zulas-
sen. Die Beschäftigten der Kirchen, der Diakonie müs-
sen sich also dringend gewerkschaftlich organisieren 
und für bessere Personalbesetzungen und Arbeitsbe-
dingungen kämpfen! Zusammen mit allen Kolleginnen 
und Kollegen aus diesem Bereich müssen wir einstehen 
für eine Anerkennung und Aufwertung unserer Arbeit. 
Mehr Lohn, mehr Personal. Das geht nur mit ver.di.

Laura Joanna Mulch,  
Sozialpädagogin aus Frankfurt

ten, da es in ihren Augen schwierig sei, das allgemeine 
Interesse der Beschäftigten herauszufinden.

Über diese Antwort war ich sehr enttäuscht. Zum 
Glück gab es aber auch während der ersten Corona-
Welle einen Austausch über unser Vernetzungstreffen 
der KiTa-Träger (sowohl Betriebsräte als auch Beschäf-
tigte) in Frankfurt, an dem ich seit Februar teilnehme. 
Es wird organisiert und begleitet durch ver.di und GEW. 
So war es für mich einfacher einzuschätzen, was gera-
de vor sich geht und wie der Umgang der Diakonie 
damit zu bewerten ist. Leider ist mir durch mangelnde 
Vernetzung und gewerkschaftliche Organisierung in-
nerhalb der Diakonie vor allem die Handhabung und 
Organisation meiner eigenen Einrichtung bekannt ge-
wesen. Auf Grundlage der Berichte der anderen KiTa-
Träger konnte ich feststellen, dass der Umgang mit An-
gehörigen der Risikogruppe schlechter ist. Zwar war ich 
vom Kinderdienst befreit, jedoch erschien ich während 
der gesamten Zeit immer wieder zu verschiedenen 
Tagen in der Einrichtung. Bei anderen Trägern wurden 
(und werden teils bis heute) diese Personen mehr ge-
schützt.

Die Dienstvereinbarung zwischen Arbeitgeber und 
MAV wurde am 20. April 2020 geschlossen und regelte 
dort nun Dinge wie Homeoffice offiziell. Anfang Mai 
sollten dann alle, die zur Risikogruppe gehören, dies 
schriftlich vorlegen. Nur dann wurden sie vom Kinder-
dienst befreit. Alle Kolleginnen und Kollegen, die auch 
zur Risikogruppe gehörten, willigten schriftlich ein, dass 
sie im Kinderdienst eingesetzt werden wollen, nur ich 
nicht. Sie hatten nach eigenen Aussagen die Nase voll 
vom Homeoffice und den organisatorischen Aufgaben.

Schutzmaterial wie Masken und Desinfektionsmittel 
wurde erst viele Wochen nach Beginn der Pandemie 
von der Diakonie zentral besorgt und ausgegeben. 
Dabei dienen die Masken bei uns als Notfallvorrat, bis 
heute bekommen wir keine von unserem Arbeitgeber 
gestellt. Auch wenn es keine Anordnung zum Tragen 
einer Maske während des Kinderdienstes gab, so hätte 
man für die An- und Abreise zum Arbeitsplatz mittels 
ÖPNV oder für den alltäglichen Gebrauch mindestens 
eine Maske als milde Gabe ausgeben können. Dafür 
bekam ich zum Glück die »Mit Abstand am besten«-
Maske von ver.di.

Rückblickend hätte ich die Zeit während der ersten 
Corona-Welle besser nutzen können, wenn ich mit mei-
nen Kolleginnen und Kollegen im Austausch gestanden 
hätte. Einerseits hätten wir ein Kennenlernen und 
teambildende Maßnahmen für alle Kolleginnen und 
Kollegen aus dem ganzen Haus organisieren können. 
Im stressigen Alltag kommt man nie dazu, sich bei den 
anderen zu erkundigen oder außerberufliche Themen 
zu besprechen. Und besonders in meinem eigenen Ar-
beitsbereich war das alleinige Arbeiten nicht gewinn-
bringend. Reflexion der vergangenen Arbeit, Diskussion 
um neue Konzepte, Projektplanungen oder Fallbespre-

 
Neue Handlungshilfe  
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Die Pandemie bringt  
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künftig die materielle Aufwertung ihrer Berufe«, erklär-
te die ver.di-Landesfachbereichsleiterin Irene Gölz bei 
der Übergabe. »Wir erwarten jetzt eine erkennbare Ini-
tiative der diakonischen Arbeitgeber und ein positives 
Zeichen an ihre Beschäftigten.« Dieselbe Forderung er-
heben auch Beschäftigte der Diakonie Baden, die dafür 
bereits fast 1.500 Unterschriften gesammelt haben 
(https://gesundheit-soziales-bawue.verdi.de/tarif/diako-
nie-baden/++co++965fd8ae-c116-11ea-9a58-
001a4a160100). 

Doch die Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbände be-
lassen es in Bezug auf die Wertschätzung der 
Leistungen ihrer Beschäftigten während der Pandemie 
bislang bei Worten. So dankte Diakonie-Präsident Ul-
rich Lilie ihnen in seinem Osterbrief für ihr »außerge-
wöhnliches Engagement« und betonte: »Applaus allein 
reicht nicht.« Nicht nur die Beschäftigten in der Alten-
pflege sollten eine Prämie erhalten, forderte er. »Ob in 
der Altenpflege, der Kinder- und Jugendhilfe oder etwa 
in den Behinderteneinrichtungen – sie alle sollten be-
rücksichtigt werden.« Diesen Appell richtete Lilie aller-
dings nur an Regierungen und Kostenträger, eine eige-
ne Verantwortung diakonischer Arbeitgeber sieht er 
offenbar nicht.

Stillschweigen der ARK.DD
Auch in der Arbeitsrechtlichen Kommission der Diakonie 
Deutschland (ARK.DD) waren die Prämien offenbar kein 
Thema – zumindest kein öffentlich kommuniziertes. Be-
reits Anfang Mai fragte die Bundeskonferenz der Ar-
beitsgemeinschaften und Gesamtausschüsse der Mitar-
beitervertretungen im diakonischen Bereich (Buko 
agmav+ga) die Dienstnehmerseite, ob sie verbindliche 
Regelungen zur Aufstockung der Altenpflege-Prämie 
und deren Ausweitung auf alle Beschäftigten anstrebe. 
Geschlagene zwei Monate später antwortete der Fach-
ausschuss der Dienstnehmerseite der ARK.DD, man 
setze nicht »auf populistische und kurzfristige, auf be-
stimmte Arbeitsfelder reduzierte Einmalzahlungen«. 
Stattdessen sei man »auf eine sachliche und tatsächliche 
Aufwertung der Arbeit und die Entlastung aller im sozi-
alen Bereich tätigen Kolleginnen und Kollegen bedacht«. 
Was genau die ARK.DD hierfür tut, wurde allerdings 
nicht mitgeteilt, und auch weitere Fragen der Buko in 
Bezug auf die Aufstockung des Kurzarbeitergeldes nicht 
beantwortet. Auf die Fragen könne nicht detaillierter 
eingegangen werden, da sich diese zwischen Dienstneh-
mer- und Dienstgeberseite stillschweigend gegenüber 
Dritten im ständigen Austausch befänden. Schlagender 
kann man die Intransparenz des kircheninternen »Drit-
ten Weges« wohl nicht auf den Punkt bringen.

Die besonderen Leistungen der Beschäftigten soge-
nannter systemrelevanter Berufe müssen honoriert wer-
den. Das forderte der ver.di-Vorsitzende Frank Werneke 
bereits am 27. März. In einer Pressemitteilung sagte er, 
in der Corona-Pandemie zeige sich, wer die Leistungs-
trägerinnen und Leistungsträger in der Gesellschaft 
seien. »Die Beschäftigten im Gesundheitswesen, in Ver-
sorgung und Handel, bei der Bundesagentur für Arbeit 
– und das sind nur Beispiele –, halten dieses Land für 
uns alle am Laufen.« Dafür müssten sie während der 
Krise eine steuerfreie Prämie von monatlich 500 Euro 
bekommen. Diese ersetze zwar nicht eine dauerhaft 
bessere und tarifvertragliche Bezahlung für die Zukunft, 
betonte Werneke. »Aber bereits jetzt gilt es, Danke zu 
sagen.« Danke zu sagen, fällt manchen bekanntlich 
schwer – auch kirchlichen Arbeitgebern.

Einigermaßen zügig wurde die Prämie in der Alten-
pflege beschlossen. Dies ging auf eine Tarifinitiative von 
ver.di zurück, die sich Anfang April mit der Bundesver-
einigung der Arbeitgeber in der Pflegebranche (BVAP) 
auf Eckpunkte eines Tarifvertrages für eine Sonderprä-
mie von 1.500 Euro einigte. Der dadurch aufgebaute 
Druck bewirkte, dass der Bundestag bald darauf eine 
Prämie für alle Beschäftigten der Altenpflege beschloss. 
Sie wird an Beschäftigte aller Träger gezahlt – inklusive 
der in Pflegeeinrichtungen eingesetzten Leih- und 
Werkvertragsbeschäftigten. Die Voraussetzungen und 
Details sind hier nachzulesen: t1p.de/corona-praemie.

Beschäftigte machen Druck für Prämien
ver.di bekräftigte daraufhin mehrfach, dass auch alle 
anderen Beschäftigten im Gesundheits- und Sozialwe-
sen eine Prämie verdient haben. In Bezug auf die Kran-
kenhäuser verwies ver.di-Bundesvorstandsmitglied Syl-
via Bühler auf die Erhöhung des Pflegeentgelts, das 
vollständig in den Kliniken verbleibt. »Diesen Spielraum 
sollten die Krankenhäuser nutzen, um die Leistungen 
aller Beschäftigten mit einer Prämie zu honorieren – 
selbst wenn der Gesetzgeber hier nicht tätig wird«, ap-
pellierte sie.

Diese Forderung unterstrichen Beschäftigte nicht 
nur aus Krankenhäusern mit einer Vielzahl von Appel-
len und Aktionen. So auch im Bereich der Kirchen und 
ihrer Wohlfahrtsverbände. Beim Diakonischen Werk 
Württemberg übergaben ver.di-Aktivist*innen Mitte Juli 
5.462 Unterschriften für eine Corona-Prämie, die allen 
Beschäftigten zugutekommen sollte. »Die Beschäftigten 
haben die Versorgung und Betreuung der Patientinnen 
und Patienten, der Klientinnen, der Kinder, Jugend-
lichen und Erwachsenen am Laufen gehalten. Dafür 
brauchen sie jetzt eine Anerkennung und vor allem zu-

Auseinandersetzung über Corona-Prämien: 

Danke sagen fällt schwer – auch den Kirchen
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Leistungen erbracht, sich vorbereitet und qualifiziert. 
Alle waren bereit, Verantwortung zu übernehmen, 
überall war die Anspannung zu spüren. Die Anerken-
nung ausschließlich Beschäftigten zu zollen, die Covid-
19-Patientinnen und -Patienten gepflegt haben, wird 
der besonderen Situation nicht gerecht.«

Der Vorsitzende der Konzern-MAV bei Agaplesion, 
Torsten Rathje, der den Brief ebenfalls unterschrieben 
hat, sieht diesen als wichtiges gemeinsames Signal der 
Interessenvertretungen. »Diese Form der Prämie macht 
uns die Solidarität in den Häusern kaputt, die sich in 
der Pandemie so hervorragend bewährt hat«, sagte er. 
Dass die Krankenhäuser so gut und schnell auf die Aus-
breitung des Coronavirus reagiert haben, sei vor allem 
den Beschäftigten zu verdanken – und zwar in allen Be-
reichen, nicht nur auf den Covid-19-Stationen. »Da 
wurden Infektionsstationen innerhalb einer Woche aus 
dem Nichts aufgebaut. Kollegen sind mit ihrer Station 
umgezogen, haben freiwillig das Team gewechselt und 
waren unglaublich flexibel – und das soll jetzt alles 
nichts zählen?« 

Die Interessenvertretungen wollten keinesfalls die 
Verantwortung dafür übernehmen, einen Großteil der 
Beschäftigten von der Prämie auszuschließen, betonte 
Rathje. »Was soll man denn der Medizinisch-Tech-
nischen Radiologie-Assistentin sagen, die jeden Tag in-
fizierte Patienten im CT liegen hatte? Was der Reini-
gungskraft, die auf der Covid-Station für Sauberkeit 
und Hygiene sorgt? Was den Kolleginnen und Kollegen 
in den Laboren, die haufenweise Überstunden machen, 
um möglichst viele Tests zu schaffen? Das geht über-
haupt nicht.«

Daniel Behruzi

Unzureichende Prämie in Krankenhäusern
Nach vielen enttäuschenden Monaten reagierten Regie-
rung, Krankenkassen und Klinikbetreiber dann doch 
noch auf den Druck – allerdings völlig unzureichend. 
Anfang September legten die Deutsche Krankenhaus-
gesellschaft (DKG) und der Spitzenverband der Gesetz-
lichen Krankenkassen (GKV-SV) ein Konzept für eine 
Prämie vor. Von dem Bonus sollen lediglich rund 
100.000 Pflegekräfte profitieren, also nur ein kleiner 
Teil der insgesamt 440.000 Pflegekräfte in Kranken-
häusern. Und das auch nur in Kliniken, die eine be-
stimmte Mindestzahl von Covid-19-Fällen versorgt 
haben. Dafür werden 100 Millionen Euro aus der Liqui-
ditätsreserve des Gesundheitsfonds zur Verfügung ge-
stellt. Um einen deutlich größeren Kreis oder alle Kran-
kenhausbeschäftigten zu berücksichtigen, wären insge-
samt rund 800 Millionen Euro nötig, wie die DKG 
selbst erklärte. »Ausgerechnet bei der Anerkennung 
der Leistungen in der Pandemie zeigen sich Kliniken 
und Krankenkassen knauserig. Das ist beschämend«, 
kritisierte Sylvia Bühler, die bei ver.di für das Gesund-
heitswesen zuständig ist. 

Trotz der Kritik segnete der Bundestag den Plan von 
DKG und GKV-SV am 18. September ab. Zeitgleich 
kündigten dutzende betriebliche Interessenvertre-
tungen in einem Schreiben an Bundesgesundheitsmini-
ster Jens Spahn (CDU) an, »bei der Verteilung dieser 
unzureichenden Prämie nicht mitzuwirken«. Alle Be-
schäftigten seien für die Krankenversorgung wichtig, 
heißt es in dem Brief, den auch die Buko agmav+ga 
und viele Mitarbeitervertretungen kirchlicher Einrich-
tungen unterzeichnet haben. »Alle haben besondere 

Gesundheitsministerkonferenz: 

12.500 Beschäftigte zeigen Gesicht in Berlin
Protest bei der Gesundheitsministerkonferenz am 30.09. in Berlin: Mit dabei sind Fotos von 12.500 Beschäftigten                                                                                                             
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bemessung, damit die Arbeitsbedingungen und die 
Qualität der Pflege nicht vom Wohnort abhängen.« 
Zudem dürften die Eigenanteile der pflegebedürftigen 
Menschen nicht noch weiter steigen. »Immer mehr Be-
wohnerinnen und Bewohner rutschen in die Sozialhilfe, 
das darf nicht sein«, erklärte Berger, die in einer diako-
nischen Einrichtung arbeitet. Um eine flächendeckend 
bessere Bezahlung und mehr Personal zu ermöglichen, 
müsse die Finanzierung deshalb auf eine Solidarische 
Pflegegarantie umgestellt werden, bei der alle pflege-
bedingten Kosten von der Versicherung übernommen 
werden und diese solidarisch von allen Einkommens-
arten finanziert wird.

Statt solche grundlegenden Reformen anzugehen, 
erklärte Spahn den Beschäftigten, sie säßen doch »am 
längeren Hebel, weil jeder gerade nach Pflegekräften 
sucht«. Bei schlechten Arbeitsbedingungen könnten sie 
doch »im Zweifel woanders hingehen«. ver.di-Bundes-
vorstandsmitglied Sylvia Bühler konterte, es könne nicht 
angehen, dass jede*r Beschäftigte individuell nach Lö-
sungen suchen müsse. »Wir wollen, dass die Politik 
Verantwortung übernimmt. Wir wollen, dass die Men-
schen gut versorgt werden und dass die Beschäftigten 
gesund bleiben, die sich um Kranke und Pflegebedürf-
tige kümmern. Das ist eine strukturelle Aufgabe«, sagte 
die Leiterin des ver.di-Fachbereichs Gesundheit, Soziale 
Dienste, Wohlfahrt und Kirchen. Dass die politisch Ver-
antwortlichen diese Aufgabe erfüllen, will ver.di weiter 
vehement einfordern – sicher auch bei der nächsten 
Gesundheitsministerkonferenz. 

Mehr Infos: https://gesundheit-soziales.verdi.
de/++co++8c989428-034c-11eb-a7af-001a4a160119 

Auch dieses Mal konnten die Gesundheitsminister*in-
nen des Bundes und der Länder nicht ungestört tagen. 
Zwar hatten sich am 30. September corona-bedingt nur 
wenige hundert Beschäftigte aus Krankenhäusern und 
Pflegeeinrichtungen in Hörweite auf dem Berliner Kur-
fürstendamm versammelt, um für eine bessere Gesund-
heitspolitik zu demonstrieren. Tatsächlich aber standen 
sie dort auch stellvertretend für Tausende andere. Sie 
hielten 30 Transparente mit insgesamt 12.000 Fotos 
von Klinikbeschäftigten in die Höhe, die für die ver.di-
Forderungen an die Gesundheitsministerkonferenz Ge-
sicht zeigten: für verbindliche Personalvorgaben, für 
eine bedarfsgerechte Finanzierung und gegen Outsour-
cing. Mit den Transparenten bildeten die 
Demonstrant*innen ein Spalier, durch das der Bundes-
gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) und die Vorsit-
zende der Gesundheitsministerkonferenz, die Berliner 
Gesundheitssenatorin Dilek Kalayci (SPD), zur Kundge-
bungsbühne laufen mussten.

Doch Spahn hat nichts zu bieten, was die Kritik der 
Beschäftigten besänftigen könnte. Statt endlich die PPR 
2.0 – das von ver.di, der Deutschen Krankenhausgesell-
schaft und dem Deutschen Pflegerat entwickelte Instru-
ment zur Personalbemessung in der Krankenpflege – 
auf den Weg zu bringen, kündigte er die Ausweitung 
der unzureichenden Pflegepersonaluntergrenzen zum 
Jahreswechsel an. Zu den Forderungen nach bedarfsge-
rechten Personalvorgaben in der Altenpflege und die 
Weiterentwicklung der Pflegeversicherung sagte der 
Minister kein Wort.

Für die aus Hessen angereiste Altenpflegerin Susan-
ne Berger war das eine Enttäuschung. »Wir brauchen in 
der Altenpflege eine bundesweit einheitliche Personal-
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300 Beschäftigte, stellvertretend für 12.500, die nur virtuell an der Demo teilnahmen: 
Protest bei der Gesundheitsministerkonferenz am 30.09.2020 in Berlin
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Mit ihrer Eingabe an die Kirchenleitung der Evange-
lischen Landeskirche von Westfalen fordern die drei 
ehemaligen Sozialpfarrer Wolfgang Belitz, Jürgen Klute, 
Hans-Udo Schneider und der Sozialwissenschaftler Wal-
ter Wendt-Kleinberg die Kirche dazu auf, sich vom Be-
griff der sogenannten »Dienstgemeinschaft« zu tren-
nen. Sie begründen dies damit, dass der Begriff aus 
dem nationalsozialistischen Arbeitsrecht stammt und er 
dadurch bis heute inhaltlich belastet sei.

Unbenommen dessen, dass sich Expert*innen über 
Herkunft und Bedeutung des Begriffs streiten, begrüßt 
der ver.di-Kirchenfachrat diese Initiative ausdrücklich, 
zumal der Begriff der »Dienstgemeinschaft« als Grund-
lage für eigenes kirchliches Arbeitsrecht herangezogen 
wird. Um Arbeitsrecht als kirchliches Sonderrecht selbst 
gestalten zu können, begründen Kirchenleitungen und 
Arbeitgeber in den kirchlichen Wohlfahrtsverbänden 
mit der »Dienstgemeinschaft« sogar die Ausgrenzung 
der Gewerkschaften. Der aus der Weimarer Reichsver-
fassung ins Grundgesetz Art. 140 übernommene Art. 
137 Abs. 3 gewährt den Religionsgemeinschaften le-
diglich, »ihre Angelegenheiten« selbständig, innerhalb 
der Schranken des für alle geltenden Gesetzes, zu 
»ordnen und zu verwalten«. Arbeitsrecht ist keine origi-
näre kirchliche Angelegenheit, zumal die Kirchen mit 
ihren mehr als 1,7 Millionen Beschäftigten »ganz nor-
male« Arbeitsverhältnisse begründen, die als Einzelar-

beitsverträge von den weltlichen Arbeitsgerichten über-
prüfbar sind.

Der ver.di-Kirchenfachrat sieht im Beharren auf ein 
eigenes kirchliches Arbeitsrecht das Kalkül, sich durch 
schlechtere Durchsetzungsmöglichkeiten in diesem spe-
ziellen Arbeitsrecht Wettbewerbsvorteile, insbesondere 
für die kirchlichen Wohlfahrtsverbände im sogenannten 
Sozialmarkt zu sichern. Dies entspricht weder der Inten-
tion von Art. 137 Abs. 3 der Weimarer Reichsverfas-
sung – in dieser Zeit gab es keinen kirchlichen Sonder-
status im Arbeitsrecht – noch kann dies als kirchlich 
oder gar christlich geboten angesehen werden. Viel-
mehr wäre es zu begrüßen, wenn sich die Kirchen und 
ihre Wohlfahrtsverbände gemeinsam mit den nichtkon-
fessionellen Wohlfahrtsverbänden unter denselben ar-
beitsrechtlichen Bedingungen zum Beispiel für die Auf-
wertung der Arbeit in Gesundheits- und Sozialberufen 
engagierten.

Der ver.di-Kirchenfachrat fordert die Kirchen  
auf, sich von der „Dienstgemeinschaft“ zu verab-
schieden.

Die Stellungnahme sowie die Eingabe des oben ge-
nannten Autorenkollektivs stehen zum Download bereit 
unter: https://gesundheit-soziales.verdi.de/ueber-uns/
gremien/fachkommission-kirchen-diakonie-und-
caritas/++co++b78cc4e8-f97d-11ea-aa8e-
001a4a160100

ver.di-Kirchenfachrat begrüßt Eingabe: 

»Verhängnisvolle Dienstgemeinschaft«

Protest bei der Gesundheitsministerkonferenz am 30.09. in Berlin: Gemeinsame Sache für die Altenpflege                                                                                                             
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Impressionen Tarifrunde 2020: 
Kundgebung und Demonstration Nürnbergstift (oben) · Streik am 30.09.2020 Krankenaus Merheim in Köln (unten)

Fotos: ver.di


